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Flora Termine auf der Rückseite

Vorwort

Werte Leser_innen,

… mit Bedauern haben wir festgestellt, dass wir in unserer
letzten Ausgabe aus Versehen bei der Dokumentation zum
Angriff auf die Hochschule der Polizei Hamburg den er-
sten Abschnitt nicht mitgedruckt hatten.  

… mit Freude hingegen haben wir die beiden Spenden fi-
nanzieller Art für die ZECK in Empfang genommen. Den
Spender_innen sei hiermit herzlichst gedankt! Nachah-
mung gerne erwünscht ; )

Dieses Mal erreichten uns viele Texte zum Thema Anti-
atom/Castortransport nach Gorleben. Einige werden sich
wundern, über den Text der IL zu Castor schottern im
Heft. Auch wenn die IL vergisst, dass der Antiatom-Wider-
stand gegen die Castortransporte ins Wendland neun
Jahre breit und vielfältig ohne die sie stattfand, finden wir,
der Text soll auch seinen Platz in der Anti-Atom-Diskus-
sion dieses Heftes haben.  Wir teilen einige Ansichten aus
dem Papier gar nicht, sehen uns aber leider als chaotisches
Redaktionsteam nicht in der Lage unsererseits auf einzelne
Behauptungen oder Thesen einzugehen. Wir verweisen
auch nochmal auf die Texte zur Nachbereitung des Castor-
transportes 2010 von autonomer Seite in unseren alten
Ausgaben. 

Auch zur Räumung des Wagenplatzes Zomia wurden uns
einige Texte gesendet. So z.B. eine Karte die bereits im
Internet veröffentlicht worden ist und neben einer Solier-
klärung autonomer Gruppen für einigen Wirbel gesorgt
hat. Außerdem einige kritische Anmerkungen aus ebenfalls
autonomer Perspektive hierzu. Ebenfalls im Heft enthalten 

ist der Aufruf zu den Aktionstagen „Access all areas“ am
17.12.. Wir sind gespannt auf den Tag und freuen uns schon
auf's vorweihnachtliche Singen und Bambulegegröhle auf
den Weihnachtsmärkten.

Zudem hat uns ein Leserbrief zu dem Text „Splitter der
Nacht“ aus der letzten Ausgabe  erreicht. Eigentlich finden
wir sowas super. Leider beschlich uns beim Lesen der Ver-
dacht wir müssten eine neue Rubrik „Wirre Leser_innen-
briefe“ einführen - oder aber uns fehlt einfach der Intellekt
ihn zu verstehen.  Mit Metaphern wie „Volkskrieg“ tun wir
uns darüber hinaus schwer und was das verschwörerisch
daherkommende „9/11“ unter dem Text zu suchen hat,
scheint uns auch eher eine Thema für Dan Brown und die
Illuminaten zu sein.  Da uns beim „leninistischen stufenmo-
dell als lehre und bewegung“ ganz schwindlig wurde, druk-
ken wir den Beitrag aus Rache an den unbewussten Mas-
sen aber einfach mal ab.

eure heimlichtuer_innen

Z.
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Autome Vollversammlung am
15.11.  19.30 Uhr Rote Flora
Themen: Castor, Flora  Ak-
tionstag, Zomia

#############################

Buchtipp:   Abrisse 
innen- und außenansichten einsperrender
institutionen von projekt baulücken
„Die Parole ‚Freiheit für alle Gefangenen‘
ist für uns verbunden mit einer gesamtge-
sellschaftlichen Utopie und nicht von dieser
zu lösen. Es geht darum, für eine Gesell-
schaft einzustehen, die sich die Frage nach
der Institution Knast nicht stellen wird.“
Ausgehend von einer gesamtgesellschaft-
lichen Utopie, in der die Institution Knast
keinen Platz hat, zeichnet das Projekt Bau-
lücken grundlegende kritische Positionen
zum Thema Gefängnisse auf. Berücksichtigt
werden dabei die verschiedenen Sichtwei-
sen von Gefangenen, Aktivist_innen aus
verschiedenen Ländern und Antwält_innen,
die über eine isolierte Betrachtung der In-
stitution Gefängnis hinaus weisen. Die Viel-
falt der behandelten Themen reicht von Ar-
beit im Knast, „Resozialisierung“, Sicher-
heitsverwahrung bis hin zur Situation weib-
licher Gefangener.  Das Buch ist Beim Ver-
lag Edition Assemblage erschienen und
kann dort oder einfach im Schanzenbuchla-
den (Schulterblatt 55) bestellt/gekauft wer-
den.  
http://www.edition-assemblage.de/abrisse/
http://bauluecken.blogsport.de/

#############################

Anarchistischer Abend 
Holen wir uns unsere Leben zu-
rück! 
09.11. 19 Uhr
Eine weitere nukleare Katastrophe, Stör
und Unfälle an Reaktoranlagen und trotz-
dem steht der Castor durchs Wendland vor
der Tür. Die Bedrohung durch Atomkraft ist
permanent. Der nächste Transport auf an-
derer Strecke an einen anderen Ort folgt
schon bald und mehrfach die Woche finden
z.B.nukleare Transporte über den hambur-
ger Hafen statt. Wir wollen über den
Widerstand gegen die Nukleartechnologie
und alles was damit zu tun hat sprechen.
Außerdem wollen wir den Film “Under the
surface” über Uran-Bohrungen in Nord-
Schweden zeigen. 

22.11. 19 Uhr 
In einem kleinem Land gar nicht so weit
weg leisten einige Anarchisten_ innen
Widerstand gegen die Diktatur und die

Unterdrückung. Mitstreiter_ innen werden
über ihre Erfahrungen in Belarus(WeißruK-
land) berichten. Außerdem wollen wir über
die Repression gegen und über Solidarität
mit den Anarchisten__innen in Belarus
sprechen.
Im  Anschluß wird es 2 kurze Filme geben.
im LIZ (Karolinenstr.-u2 Messehallen) 
Kontakt: a-abend@riseup.net
informieren - diskutieren - austauschen

#############################

Nachbereitung Kongress 
für autonome Politik!?
Der Kongress für autonome Politik ist nun
schon ein paar Monate her und bisher gibt
es kaum veröffentlichte Beiträge zur Nach-
bereitung oder Auswertung.
Als Vorbereitungsgruppe haben wir uns
dazu entschieden eine schriftliche Nachbe-
reitung aus unserer Sicht zu veröffentlichen.
Da es sich aber um einen Kongress für
autonome Politik handelt, wollen und kön-
nen wir eine Auswertung nicht alleine ma-
chen.
Unsere Überlegungen alleine, würden we-
der dem Anspruch autonomer Debatte,
noch den vielfältigen inhaltlichen Positionen
gerecht werden. Auch können und wollen
wir nicht alleine nach einer Perspektive
Städte übergreifender Vernetzungen und
Debatten, nach den Erfahrungen von zwei
autonomen Kongressen, suchen. Deshalb
bitten wir euch darum, dass ihr eure Ge-
danken, Debatten, Kritiken zu bzw. an dem
Kongress und zur Perspektive autonomer
Diskussionen aufschreibt und bis Ende des
Jahres an 
autonome-perspektive@nadir.org schickt.
Wir hoffen, dass wir mit unseren und euren
Beiträgen eine Broschüre zusammenstellen
können, die eine Fortführung der inhalt-
lichen Debatten ermöglicht und die An-
knüpfungspunkte für weitere Überlegungen
zu geeigneten Formen Städte übergreifen-
der Vernetzung und Diskussion bietet.
Also haut in die Tasten, damit es Anfang
2012 so viele Auswertungen und Kritiken
gibt, dass eine Broschüre die vielfältigen
Perspektiven innerhalb der Debatten des
Kongresses und von autonomer Politik
widerspiegeln kann.

Die Vorbereitungsgruppe
(PGP-key gibt’s bei http://autonomepoli-

tik.blogsport.de/kontakt/ )

#############################

Kukutza-Sponti: 
Bullen angegriffen, 
Nobel-Restaurant entglast
Hamburg 21. September 2011

Gestern Abend fand gegen 20:30 Uhr eine
unangemeldete Demonstration in Solida-
rität mit dem am Morgen geräumten Ku-
kutza III Gaztetxea (Bilbo/Baskenland/span.
Staat) in Hamburg-Ottensen statt. Die rund
250 TeilnehmerInnen führten erfolgreich
eine lautstarke und unkontrollierbare De-
monstration trotz vorheriger massiver Po-
lizeipräsens im Stadtteil durch. Dabei kam
es zu mehreren Angriffen auf Bullen mit Py-
rotechnik, Steinen, Flaschen und Bierbänken
sowie einigen Sachbeschädigungen. Am spä-
teren Abend attackierten bis zu 60 Men-
schen in Hamburg-St. Pauli die Riverkase-
matten, eine „Restaurant-Lounge“ des „Eig-
entümers“ der Roten Flora, Klausmartin
Kretschmer. Die Cops nahmen vier Ge-
nossInnen vorläufig fest, und erteilten 22
Platzverweise.
Am Morgen des gestrigen Mittwoch
(21.09.2011) verbreitete sich wie ein Lauf-
feuer in ganz Hamburg die schockierende
Nachricht vom brutalen Angriff auf unsere
GenossInnen im Baskenland und der an-
schließenden Räumung und Zerstörung des
besetzten autonomen Stadtteilkulturzen-
trums Kukutza III Gaztetxea in Bilbo durch
die baskischen Bullen. (1) 
Das bereits seit mehreren Wochen akut
räumungsgefährdete autonome Projekt
hatte in einer internationalen Kampagne zu
Solidarität aufgerufen. (2) Internationale
Brigaden aus aller Welt kamen nach Bilbo,
um die BesetzerInnen aktiv zu unterstüt-
zen. (3) Auch außerhalb des Baskenlandes
gingen GenossInnen in Solidarität mit dem
Kukutza auf die Straße. So demonstrierten
bereits vergangen Samstag (17.09.2011) ca.
50 GenossInnen unangemeldet durch die
Hamburger Innenstadt (4).
Seit über einer Woche kursierte in Ham-
burg der Aufruf zu einer unangemeldeten
Soli-Demo am Tag X der Räumung des Ku-
kutza in Hamburg-Ottensen. (5) Dieser
wurde auch von der Autonomen Vollver-
sammlung (AVV) sowie der Flora-bleibt-
Kampagne öffentlich unterstützt. (6)
Als die Räumung des Kukutza traurige Ge-
wissheit war, versammelten sich gegen 20
Uhr immer mehr Menschen auf dem Sprit-
zenplatz, mit dem Wunsch ihrer Fassungs-
losigkeit und Wut Ausdruck zu verleihen.
Die Bullen zeigten bereits Stunden zuvor
nervöse Präsenz im Stadtteil und umstell-
ten den Spritzenplatz an allen Zugängen mit
mehreren Trupps Bereitschaftspolizei. Auf
die hilflosen Versuche des Bullen-Einsatzlei-
ters, eine anmeldende Person zu finden,
wurde mit Spott reagiert. 
Um 20:30 Uhr formierte sich aus der war-
tenden Menge ein Demonstrationszug mit
Transparenten („Kukutza bleibt – Frei-
räume verteidigen - Weltweit“) und machte
Anstalten in die Ottensener Hauptstraße
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Richtung Bahnhof Altona zu ziehen, worauf
eine Bullenkette versuchte den Weg zu ver-
sperren, dabei aber netterweise den Weg in
die Bahrenfelder Straße öffnete. Während-
dessen wurden Flyer zur Situation des Ku-
kutza verteilt. Unter lautstarken Parolen
traf der Demozug auf die Kette, wobei es
zu Rangeleien und Handgreiflichkeiten mit
den sichtlich überforderten Bullen kam. Als
diese von hinten weitere behelmte Unter-
stützung bekamen, wandte sich die Spitze
der Demonstration überraschend in die
Bahrenfelder Straße und ließ die verdutzten
Bullen hinter sich. Die größtenteils ver-
mummten DemonstrantInnen zogen ent-
schlossen mit viel Pyrotechnikeinsatz über
den Alma-Wartenberg-Platz bis in die Frie-
densallee. Dabei wurde ein Streifenwagen
und ein Bullenmotorrad attackiert und be-
schädigt. An der Kreuzung Friedensallee/
Behringstraße überholte eine Bulleneinheit
die Demonstrationsspitze an der Seite und
versuchte sich vor diese zu setzen, was mit
gezielten Böller-, Flaschen- und Steinwürfen
beantwortet wurde. Dabei traf eine Flasche
eine behelmte Polizistin am Kopf, diese
wurde leichtverletzt in ein Krankenhaus ge-
bracht. Die Demonstration drehte um, und
zog in die Barner Straße, wobei einige Bul-
len Steine und Böller fraßen, Müllcontainer
auf die Straße gezogen und ein Wagen der
Hambuger Hochbahn angegriffen und be-
schädigt wurde. An der Kreuzung Bahren-
felder Straße/Barner Straße zog die Demo
wieder über die Bahrenfelder Straße, wo
DemonstrantInnen eine einzelne Wanne
der Bereitschaftspolizei mit Tritten, Fäusten
und Bierbänken attackierten, über den
Alma-Wartenberg-Platz in die Nöltings-
traße. In der Nöltingstraße bogen die De-
monstrierenden in einen Innenhof, und
tauchten plötzlich als wieder konzentrierte
Menge durch eine Unterführung in der Ot-
tensener Hauptstraße auf. Wieder am Sprit-
zenplatz angekommen, empfingen die De-
monstrantInnen die verbliebenen Bullen
mit Steinen und Flaschen, wobei sich ein
Bulle an der Hand verletzte. Hier begann
sich der Demozug in verschiedene Grup-
pen zu teilen, welche in unterschiedliche
Richtungen in den noch jungen Abend ver-
schwanden. Im Nachhinein erteilten die
Bullen im ganzen Stadtteil 22 Platzverweise.
Am späteren Abend ließen über 60 Genos-
sInnen den „Eigentümer“ der Roten Flora,
Klausmartin Kretschmer stellvertretend für
alle mit autonomen und besetzten Projek-
ten spekulierende Kapitalisten wissen, dass
die Räumung des Kukutza ein Angriff auf
uns alle ist, und deshalb auch überall beant-
wortet wird. Die sog. „Restaurant-Lounge“
Riverkasematten, ein prestigeträchtiges Lu-
xusobjekt des Immobilienhais Kretschmer
im von Gentrifizierung stark betroffenen

Stadtteil St. Pauli wurde mit Steinen, Böllern
und hauseigenem Inventar angegriffen und
beschädigt. Kurz danach gingen mehrere
Scheiben eines Bonzen-Cafes zu Bruch.
Eine sich anschließend formierende zwan-
zig-köpfige Demo lief mit einem Transpa-
rent auf die Reeperbahn und wurde dort
zerstreut, wobei vier GenossInnen vorläu-
fig wegen Verdachts auf schweren Landfrie-
densbruch festgenommen wurden. Drei
von ihnen wurden ED-behandelt, alle vier
kamen in der Nacht raus.
Analysiert, ergänzt, verbessert!
Freiräume verteidigen weltweit!
Häuser besetzen!
Kukutza aurrera! Flora bleibt!

#############################

anmerkungen zu „zeck“ 
nr.: 164, „splitter …“, s.8.

es gibt beispiele aus der geschichte, warum
das leninistische stufenmodell als lehre und
bewegung inzwischen etwas wirklichkeits-
fremd und geschichte ist und fast immer
nur noch dann herangezogen wird, um die
abwesenheit einiger gedanken zu verdek-
ken:  
so handelt es sich zwar bei dem historisch-
dialektischem materialismus um ein in der
vergangenheit radikal zum einsatz gekom-
menes mittel um den russischen feuda-
lismus im letzten jahrhundert mit erfolg zu
eliminieren, kam es dort aber kurze zeit
darauf nicht mehr in die anwendung, um
die, sich aus diesem prozess neu ergebende
fragen und erkenntnisse in einem weiter-
führenden radikalen gesellschaftlichen pro-
zess auf den weg zu bringen. 
wenn wir aktuell von seinem bescheidenem
überleben in mehr oder weniger kleinen
zirkeln absehen, war mensch vorrangig mit
sich selbst befaßt, war und ist immer noch
die, durch mehr oder weniger qualifizierte
kader getragene und streng hierachisch or-
ganisierte struktur, oft auf sich beschränkt,
obwohl manche/r um die probematik die-
ser speziellen trennung, wie grundsätzlich
um die problematik der trennung über-
haupt wußten. 

um nicht abzuheben: es gibt aktuell in der
„neuen linken“ den einen und anderen zun-
genfertigen kader, die lange brauchen, „bis
sie ihren wirklichen feind erkennen“. die
z.b. zum thema gewöhnlicher sozialer rassi-
mus nichts anderes zu sagen wüßten, denn,
dass sie (vertikale) klassenanalyse ein alter
hut ist (sie war nie was anderes!), und die
wieder wie in alten zeiten in belehrendem
ton ihre ansprüche formulieren und ver-
gessen, was die radikalen bedürfnisse der

menschen aus der unterklasse sind: z.b. täg-
lich eine warme suppe essen wollen, ohne
den kotau machen zu müssen. jede und je-
der kennt das problem von denen „oben“:
sie wollen reale macht und wollen sich
gleichzeitig „einen heiligenschein verpas-
sen“. sie sind erscheinung und wesen der
„zerstörung durch das system“. 
dieser teil der „neuen linken“, wir wollen
ihn der einfachheit halber den rechten flü-
gel in der „neuen linken“ nennen, braucht
unsere solidarität damit sie ihre gesell-
schaftanalysen überprüfen können und den
weg in der konfrontation mit dem system
finden um (wieder) eine radikale kritische
identität zu entwickeln, ein neues bewußt-
sein für das wesentliche und (wieder) teil
der kontinuierlichen kämpfenden bewegung
werden und damit (wieder) teil des prakti-
schen befreiungskampfes. das schafft glaub-
würdigkeit! 

wichtiger ist aber: das moment einen volks-
krieg führen zu wollen, war ebenfalls seiner
zeit nicht ernsthaft erwogen, hatte z.b. die,
für kurze zeit zum einsatz gekommenen ar-
beiter-/ soldatenräte bestenfalls eine takti-
sche, aber keine strategische bedeutung, ist
es heute dementsprechend nur schwer
vorstellbar einen aufstand vorran zu trei-
ben. 
jede radikale veränderung im heute ist der
fortschritt von morgen. das sehen men-
schen in den metropolen so, wie anderwo.
ein schritt dort hin ist das aggressiv und
schamlos, skrupellos bis mörderisch orga-
nisierte und real existierende kapitalistische
verbrechen zu beenden, läuft das unverän-
dert über die mögliche realisierung der ra-
dikalen kostbarkeiten:
sich dem system mit lust und leidenschaft
zu verweigern, sich die neu entwickelten re-
volutionären kriegswissenschaften aneig-
nen, für autonomie, freiheit, unabhängigkeit
und ein ende der bürgerlichen gefangenen-
gesellschaften streiten! es ist an der zeit, die
knäste der bürgerlichen demokratie zu ver-
lassen, sie zu zerstören und sich hin zur
konkreten befreiung bewegen! und wer
kalte füße bekommt, dem hilft bekannlich
(die) bewegung!

ps: und wer sich auf toni negri bezieht,
sollte wissen, dass er seiner zeit in einem
brief an den richter sica eine „taktische al-
lianz zwischen den kommunisten und dem
staat vorschlägt um den terrorismus zu
schlagen“ (im expresso“ veröffentlicht).
auch hier gilt wieder: taktik und taktik
macht noch keine strategie aus, sondern
bestenfalls opportunismus.

9/11 huk
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erklärung autonomer gruppen aus
schleswig-holstein zur bevorste-
henden räumung des wagenplatzes 
zomia

ihr legt es drauf an, gut, da können wir mithalten. bam-
bule, wendebecken...so viele und jetzt zomia. mensch
sollte meinen aus fehlern lernen zu können doch das
scheint ein irrtum innerhalb der hamburger politik. am
4. november soll der wagenplatz zomia geräumt werden,
autonome gruppen aus hamburg kündigen widerstand
an und wir solidarisieren uns mit dem widerstand in
hamburg. wenn es zu einer räumung kommt werden sie
bezahlen. jede zerstörung linken freiraumes soll ihnen
millionen kosten. im falle der räumung rufen wir schles-
wig-holstein weit zu militanten aktionen auf, lasst sie spü-
ren das jede räumung seinen preis hat. die zeit vieler und
großer reden ist vorbei, zu oft haben wir gewarnt und
appeliert und uns ist zum kotzen übel. es kann nicht sein
das wir zusehen wie unsere kultur, unsere häuser und
plätze zerstört werden für ein paar abartige beton und
glaskästen die bis in den himmel reichen.
wir enden mit den worten der hamburger genossen:

ihr bestimmt die zeit und holt die polizei
...aber wir bestimmen den preis

linke räume verteidigen!

Den Widerstand in die City tragen!
Zur bevorstehenden Räumung von Zomia

Wir finden gut, dass sich viele Leute und autonome Gruppen aus Hamburg
und Schleswig-Holstein mit der Verteidigung des Wagenplatzes Zomia be-
schäftigen. Die Zuspitzung auf umfassende Riots in Wilhelmsburg sehen wir
allerdings kritisch.
Im Text autonomer Gruppen aus Hamburg wird unserer Wahrnehmung
nach zudem vermittelt es gehe um eine direkte militante Verteidigung des
Wagenplatzes vor Ort am Tag der Räumung. Nach unserem Informations-
stand gibt es bisher hierzu jedoch kein fertiges Konzept von Zomia. Eine
militante Verteidigung des Platzes gegen Bullen die auf den Platz wollen muss
nach unserer Sicht jedoch von der Wagengruppe selbst formuliert werden,
sofern sie als gemeinsamer Widerstand Erfolg haben soll. Dies spricht nicht
gegen solidarische Aktionen oder Barrikaden an Zufahrtsstraßen, ist wo-
möglich aber auch ohnehin so gemeint und lediglich missverständlich for-
muliert.
Militante und andere Aktionen sind für uns kein Widerspruch und wir wün-
schen allen ein erfolgreiches Händchen und wirkungsvolles agieren. Grund-
sätzlich teilen wir aber auch Positionen aus der Wagengruppe, dass es nicht
darum geht im großen Stil den Stadtteil Wilhelmsburg zu zerlegen. Nicht
Wilhelmsburg als Ort, sondern der Bezirk Mitte, Markus Schreiber, der
SPD-Senat und Olaf Scholz sind die Verantwortlichen für eine Räumung.

Besser finden wir daher, wenn die Auseinandersetzungen, wie nach der Räu-
mung des Wagenplatzes Bambule, als Protest in die City und die gesamte
Stadt getragen werden. Weihnachten steht schließlich vor der Tür und der
Trubel in der Innenstadt verspricht eine gute Kulisse für autonome  Mobi-
lisierungen. Zomia bleibt – AZ Altona kommt – die stille Nacht fällt aus!

einige autonome

Es reicht! Dem Bezirksamt Mitte liegt of-
fensichtlich nichts an einer deeskalativen
Lösung des Konfliktes um den Wagenplatz
Zomia. Die erneute Räumungsanordnung,
diesmal datiert auf den 4. November, ist
nicht nur ein weiterer Angriff von Markus
Schreiber auf all diejenigen, die für sich da-
für entschieden haben, der kapitalistischen
Verwertungslogik zu entfliehen. Auf den Tag
genau 9 Jahre nach der Räumung des Bau-
wagenplatzes Bambule ist das der be-
rühmte Tropfen, der das Fass zum überlau-
fen bringen wird!
Wir fordern die sofortige Abberufung von
Markus Schreiber!
Zu oft hat sich Markus Schreiber versucht
als law&order Politiker in Szene zu setzen,
zu oft hat er damit schon Existenzen zer-
stört. Zu oft ist er weit über seine Kompe-
tenzen als Verwalter des Bezirks hinaus ge-
gangen, zu oft hat er schon gegen die darin
lebenden Menschen gehandelt. Zu deutlich
führt Markus Schreiber einen persönlichen
Feldzug gegen alternative Lebensformen!
Eure Luft wird brennen, wenn ihr uns nicht
atmen lasst!
Bisher waren militante Aktionen in Bezug
auf Zomia eher selten zu beobachten. Dies

lag auch daran, dass die militante Szene aus
Respekt gegenüber den laufenden Verhand-
lungen im Stadtentwicklungsausschuss die-
sem Zeit für eine rechtstaatliche Genehmi-
gung des Wagenplatzes geben wollte.
Augenscheinlich war dies ein Fehler. Viel-
leicht hatte der Bezirk Mitte nie vor, eine
Verhandlung auf der Sachebene zu führen,
vielleicht wollte der Senat noch nie eine
friedliche Lösung. Vielleicht zeigt die Ge-
schichte von Zomia ein Mal mehr, dass wir
mit Vertreter_innen der herrschenden Lo-
gik nicht zusammen arbeiten können. Klar
aber ist eins: wir werden nun eine andere
Gangart einlegen.
Am Tag X der Räumung werden wir die Po-
lizei mit allen Mitteln bekämpfen. Sie wer-
den nicht auf den Platz kommen. Sie wer-
den sich nicht frei im Viertel bewegen kön-
nen. Sie werden sich wünschen, diesen Ein-
satz nie angetreten zu haben! Wir haben die
Hinterhöfe, wir haben die Dächer, wir ha-
ben die Schleichwege. Und im Gegensatz
zur Schanze waren sie noch nie hier.Mögli-
cherweise werden auch so einer militäri-
schen Konfrontation auf Dauer nicht stand-
halten. Aber wir werden die Räumung lange
genug verhindern, bis sie politisch nicht

mehr tragbar ist!
So gut unsere Chancen auch stehen mögen,
wir werden das nicht alleine schaffen. Wir
brauchen eure Hilfe. Bildet Bezugsgruppen.
Schaut euch im Viertel um. Organisiert euch
für die heiße Phase Schlafplätze in Wil-
helmsburg. Geht in Baumärkte. Geht in
Tankstellen. Werdet kreativ.

Wir rufen dazu auf, dem Bezirksamt Mitte
in offener Feindschaft gegenüber zu stehen.
Wir werden – sofern Schreiber seine eska-
lative Strategie fortsetzt – militante Aktio-
nen durchführen, die Hamburg aufrütteln
werden. Im Falle einer Räumung werden
wir dafür sorgen, dass diese Stadt still steht.
Wir werden unbeteiligte Menschen dabei
weder verletzen noch gefährden. Herr
Scholz wird sich fragen lassen müssen, ob
ihm eine geräumte Brachfläche mehrere
Millionen Euro Sachschaden Wert waren.
Ihr bestimmt die Zeit und holt die Polizei,
aber wir bestimmen den Preis –

ZOMIA BLEIBT

Erklärung autonomer Gruppen aus Hamburg zur aktuellen 
Situation des Wagenplatzes Zomia
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Dokumentation
„In Erwägung das da Häuser stehen wäh-
rend ihr uns ohne Bleibe lasst haben wir
beschlossen  jetzt dort einzuziehen weil es
uns in unseren Löchern nicht mehr passt“
(der Resolution der Kommunard_innen
entnommen)
Zugegeben, das ist noch süße Zukunftsmu-
sik, aber erste (Auf-)Takte sind schon zu
vernehmen; wir haben uns auf den Weg  ge-
macht. An vielen Punkten zeigt sich Wider-
stand gegen die kapitalistische Stadt, gegen
Verdrängung und Mietenwahnsinn; für die
Aneignung der Plätze, Straßen und Häuser,
um sich ein besseres Leben zu organisieren
oder zumindest sich nicht unwiderspro-
chen wegjagen zu lassen. Wir haben die
Wochen vor der Demonstration genutzt,
um an einigen Adressen von Verantwort-
lichen für Gentrifizierung und Mietenterror
unsere Wut auszudrücken:

10.10. Wilhelm-Bock-Weg 265
Senatorin für Stadtentwicklung und Um-
welt, Aufsichtsratsvorsitzende der
SAGA/GWG Blankau, Dienst Mercedes
und Haustür mit Farbe u.a. demoliert.
20.10. Klopstockstr. 23 
Architekturbüro Dinse, Feest, Zurl zustän-
dig für die Pläne von IKEA in Altona; Farbe
und Steine gegen Fenster und Fassade.
24.10. Walsroder Ring 37c
Heinrich Stüven, Vorsitzender des Hambur-
ger Haus- und Grundeigentümerverbandes,
PKW bzw. Reihenhaus demoliert mit Farbe
u.a.
26.10. Schlüterstraße,
Parkplatz der Hamburger Niederlassung
STRABAG, „Bauherr“ der tanzenden
Türme auf St. Pauli und mit der Glasfassade
der Elbphilharmonie betraut; flambierte
Fahrzeuge.
26.10. Elbberg
Büro Bothe, Richter, Teherani, Architekten
der tanzenden Türme und u.a. des Polizei-
präsidiums, Europapassage, Docklands;
Farbe und Steine gegen die Fassade.

Mietenspiegel
Im November wird’s in Hamburg ein neuer
Mietenspiegel erscheinen. Mieter_innen-
vereine richten  bereits jetzt zusätzliche Be-
ratungstermine ein, da erhebliche Miet-
preissteigerungen vorprogrammiert sind.
Im begehrten Altbausegment werden Stei-
gerungen von 6-8% erwartet. Lediglich Mie-
ten, die sich in den vergangenen Jahren ver-
ändert haben (also in der Regel erhöht
wurden) oder Neuvermietungen auf höhe-
rem Niveau fließen in die Berechnung ein.
Mietpreisgedeckelte oder unveränderte
Mieten werden nicht berücksichtigt. Wei-
tere Erhöhungen des Mietenspiegels wer-

den generiert. Durch Aufwertung des Ge-
bietsstatus oder der Wohnlage z.B. durch
Konzernansiedlungen wie IKEA oder Vor-
zeigeprojekte wie den „tanzenden Tür-
men“. Die Ankündigung  der Ansiedlung von
IKEA hat in Altona erste Goldgräberstim-
mungen ausgelöst. Wohnungs- und Laden-
mieten wurden erhöht, z.T. explizit mit Hin-
weis auf die Aufwertung der Wohnlage
durch IKEA. Die 180 Millionen Euro teuren
„tanzenden Türme“ sollen durch ihre
extravagante Optik ein neues Wahrzeichen
für St. Pauli sein. 2012 ziehen dort u.a. die
Hamburger Zentrale des Baukonzerns
STRABAG, ein Luxushotel und eine hippe
Dachlocation mit Weitblick für die Reichen
und Schönen ein. In den Untergeschossen
wird der Mojo Club in noch coolerer Auf-
machung seine Tore öffnen. 

SAGA/GWG
Kurze Zeit nach der Veröffentlichung des
letzten Mietenspiegels hatten 23.000
SAGA/GWG Wohnungen Mietpreiserhö-
hungen in der Post. Mietpreiserhöhungen,
die auch im neuen Mietenspiegel preistrei-
bend wirken werden. Die städtische  Woh-
nungsgesellschaft SAGA/GWG verfügt
über einen Bestand von 130.000 Wohnun-
gen und ist mitverantwortlich für die be-
schissenen Situation auf dem Wohnungs-
markt in Hamburg. Die durchschnittlichen
Mieten bei SAGA/GWG-Wohnungen stei-
gen schneller als bei vergleichbaren Woh-
nungen auf dem Markt und seit 2000 hat
die SAGA/GWG 4000 ihrer Wohnungen
verkauft. Jedes Jahr fallen tausenden Woh-
nungen aus der „Sozialbindung“ heraus, in
den vergangenen 10 Jahren fast 30.000 ob-
wohl die SAGA/GWG jährlich nahezu 100
Millionen Euro Gewinn einfährt, wird die-
ses Geld nicht in den Bau neuer Sozial-
wohnungen  investiert. Stattdessen fließen
Unsummen in die Finanzierung u.a. der Elb-
philharmonie und anderer Projekte in der
Hafencity. 2010 wurde keine einzige Sozi-
alwohnung fertig gestellt und 2011 ganze
41! Das soll sich ändern, denn der Ham-
burger  Senat und Bürgermeister Scholz ha-
ben großes vor.

Big City und Vertrag für Hamburg
Damit Hamburg im Wettstreit der großen
Metropolen mitspielen kann, soll eine Iden-
tität als „Big City“ entwickelt werden. Für
diese prosperierenden Big City Hamburg
muss die Regierung  das Kernproblem der
Wohnungsnot angehen und den sich an die-
sem Thema formierenden Unmut der Be-
völkerung befrieden. Im Juli  wurde zwi-
schen Senat und Bezirken ein „Vertrag für
Hamburg – Wohnungsneubau“ beschlos-
sen. In diesem Zusammenhang sprach Bür-
germeister Scholz zum ersten Mal – im

Gegensatz zur Senatorin Blankau – von
Wohnungsnot. 6000 Wohnungen sollen
jährlich nun neu gebaut werden, davon
2000 öffentlich gefördert für Haushalte mit
mittleren oder geringen Einkommen. Le-
diglich die Realisierung von 1000 Wohnun-
gen des sogenannten ersten Förderwegs
mit Nettokalt-Mieten von 5,80 Euro/m²
sind angedacht. Die städtische SAGA/GWG
wurde verpflichtet ihr Plansoll auf 1000
Wohnungen pro Jahr zu steigern. Senats-
und Bezirksvertreter_innen sprachen von
Meilenstein und Quantensprung.
Mieter_innenorganisationen dagegen halten
sowohl die angestrebte Zahl der zu bauen-
den Wohnungen als auch die geringe Anzahl
von Sozialwohnungen als völlig unzurei-
chend. Es liegt auf der Hand, dass die feh-
lenden zehntausenden Wohnungen, v.a.
Wohnungen für Menschen mit geringem
oder gar keinem Einkommen, durch die  Se-
natspläne nicht geschaffen werden. Da hilft
auch das im September 2011 ins Leben ge-
rufene „Bündnis für das Wohnen“ zwischen
Senat und Wohnungswirtschaft nicht wei-
ter. Erneut wurde die Planungsgröße von
6000 Wohnungen angepeilt. Ansonsten gab
es außer vagen Absichtserklärungen, schö-
nen Worten und heißer Luft nichts Greif-
bares. Exemplarisch für die Verarsche durch
den Senat kann die Planung für die soge-
nannte „Neue Mitte Altona“ gesehen wer-
den. Auf der größeren Brachfläche, über die
der Senat neben der Hafencityfläche ver-
fügt, sollen perspektivisch 10.000 Menschen
wohnen. Nur ein Drittel der Wohnungen
des ersten Bauabschnittes sollen sozial ge-
fördert werden. Hiervon nur die Hälfte
nach dem ersten Förderungsweg zu 5,89
Euro/M².Seltene Vögel

„Hamburg hat Platz für viele seltene 

Vögel“

(Kultursenatorin Kisseler während der Ver-
tragsunterzeichnung im Gängeviertel)
Der Senat versucht uns nicht nur mit tollen
Wohnungsbauprogrammen und – Bündnis-
sen Sand in die Augen zu streuen. Versiert
in Vereinnahmungs- und Befriedungsprakti-
ken macht die SPD natürlich auch Zuge-
ständnisse. Das Gängeviertel wird für 20
Millionen Euro saniert und der Genossen-
schaft Mitsprache über die Zukunft des
Projektes eingeräumt. Die aus dem Frap-
pantgebäude vertriebenen Künstler_innen
dürfen auf eine langfristige Lösung in der
bisher nur als Interimsangebot bezeichne-
ten ehemaligen Viktoriakaserne hoffen. In
der alten Rinderschlachthalle entsteht  erst
mal keine Music-hall. Das ehemalige Fi-
nanzamt in Altona wird erst mal nicht ver-
kauft sondern mit Sozialberatungsstellen du
Startups aus der Kreativwirtschaft gefüllt.
Der menschenverachtende  Zaun, welcher
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unter der Kersten-Miles-Brücke gegen Ob-
dachlose errichtet worden war, ist  als Ima-
geschädigung der Marke Hamburg schleu-
nigst wieder abgerissen worden. Um nicht
falsch verstanden zu werden: diese Zuge-
ständnisse wurden großenteils erkämpft
und stellen Ergebnisse konkreter Ausein-
andersetzungen dar. Aber es gibt eine klare
Linie, die nicht überschritten wird. Bei allem
Verständnis, welches das ach so weltoffene
und tolerante Hamburg ab und zu für seine
Künstler_Innen, Obdachlosen, Wohnungs-
suchende etc. aufbringt, an den Besitzver-
hältnissen und daran, dass Wohnungen als
Ware gehandelt werden, darf nicht gerüt-
telt werden. Nach wie vor besteht die Re-

gelung, dass besetzte Häuser spätestens 24
Stunden nach Anzeige geräumt werden.
Nach wie vor stehen 100te Wohnungen
und über ein Million Quadratmeter Büro-
raum leer. Nach wie vor leben Hamburgs
Reiche in den Elbvororten, an der Alster
und den Waldörfern in Saus und Braus. Und
wenn Bürgermeister Scholz über die Groß-
stadtvisionen von Harvard-Stadtökonomen
und einer Nachverdichtung in die Höhe
philosophiert, sollten wir an der Potenzie-
rung unseres Widerstandes arbeiten und
über die Aneignung bzw. Enteignung an der
Elbchaussee, Bellevue und dem Harveste-
huder Weg nachdenken. Über Nacht wäre
das Problem der Wohnungsnot gelöst.

Uns gehört die Stadt und wir werden dem
Senat, in dem ein Soldat Innensenator, ein
Zwangsarbeitsspezialist und ehemaliger
Staatssekretär des Bundesarbeitsministeri-
ums Sozialsenator, ein ehemaliger Chef der
Industrie- und Handelskammer Wirt-
schaftssenator und ein Brechmittelbefür-
worter Bürgermeister ist, nicht für 5 Cent
Freundlichkeit, bzw. wirkliches Interesse an
der Lösung der Wohnungsnot abnehmen.

Mietenwahnsinn stoppen
Wohnraum vergesellschaften
Rote Flora und Zomia bleiben

Solidarität, aber bitte ohne Sexismus – 
Gedanken zur Occupy-Bewegung
Ich muss ja gestehen, dass mein Herz ein wenig aufging, als die Oc-
cupy Wall Street Proteste in den USA losgingen. Ich schaute mir
herzzerreißende Videos an, die Massen an Menschen zeigten, die in
einem gemeinsamen Protest die unterschiedlichsten gesellschaft-
lichen Missstände anprangerten: Die Hinrichtung von Troy Davis,
die exemplarisch für das rassistische Justizsystems der USA steht;
die Kriege, in denen die USA verstrickt sind; eine banken- und wirt-
schaftsfreundliche Politik; ein Kapitalismus, der nie allen Menschen
nützen kann; die Polizeigewalt gegen die Demonstrierenden etc.
Die simple Botschaft: “Wir sind die 99% und nehmen die ‘Gier’ der
1% nicht mehr hin”. Nun ja, extrem verkürzt und populistisch, aber:
eine Botschaft muss einfach verdaulich sein, höre ich ja immer wie-
der.
Doch als ich mich durch die Solidaritätsbekundungen der De-
monstrierenden klickte, die in Video- oder Fotoform durch das
Internet schwirren, kamen die ersten Zweifel auf: Wer ist das ei-
gentlich genau, diese 99%? Was fordern sie denn? In Hinblick auf
die deutsche Occupy Wallstreet Bewegung fasst Nadia mein un-
gutes Gefühl auf Philibuster zusammen:
“Mir persönlich fehlt der Inhalt, die Positionierung, der theoreti-
sche oder zumindest der intellektuelle Überbau”.
Auch auf Stop! Talking gibt es einen sehr lesenswerten Artikel, der
mein Unbehagen gut zusammenfasst. Darin beschreibt accalmie die
möglichen Probleme, die auftreten können, wenn eine Bewegung
so “offen” und vermeintlich inklusiv organisiert ist, wie dies bei Oc-
cupy-deine-Stadt der Fall ist: Wenn alle angesprochen werden sol-
len und der einzige gemeinsame Nenner die Wut auf die “1%” sein
soll, klingt das selbstverständlich wie ein Protest für alle. In der The-
orie ist das toll, aber für die Praxis heisst das: Dann müssen auch
gewisse Standards (z.B. ein anti-sexistischer Anspruch) verankert
sein, um gesamtgesellschaftlichen sexistischen Tendenzen ent-
gegenzuwirken.
Interessiert, was die deutsche Occupy-Bewegung so macht, klickte
ich mich also durch die Occupy-Germany Seite und fand auch flugs
den Hinweis, dass es “keine Hierarchien” in der Bewegung gäbe.
Meine Alarmglocken glühten dunkelrot, denn eine Bewegung, die
gesellschaftliche Missstände anprangert und von nicht-existenten
Hierarchien schwafelt, offenbart leider, dass sie keine gesellschaft-
liche Analyse hat. Ich kenne keine Gruppe, keine Vereinigung, keine
Bewegung, die frei von Hierarchien ist, denn diese sind gesell-
schaftlich verankert, formen unser Handeln, bestimmen unsere
Sprechposition. Auch bekleckert sich die Occupy-Bewegung nicht
mit Ruhm, wenn sie eigentlich nur die männliche Form kennt,
Frauen aber auf einmal doch auftauchen: “Wir sind Wissenschaft-

ler, Politiker, Studenten, Schüler und Hausfrauen.”
Puh. Als Feministin schlackern mir da gewaltig die Ohren. Die Haus-
frau am Ende der Aufzählung zeigt erst, wie wenig das Paradigma
“In der männlichen Form sind doch alle mitgemeint!” zutrifft. Und
bevor ich jetzt die ersten “Spalterinnen!”-Rufe höre von Menschen,
die genervt davon sind, dass Feminist_innen linke Bewegungen auf
ihr feministisches Potential abklopfen, stelle ich mal die rhetorische
Frage: Sollten feministische Ziele nicht selbstverständlich Teil linker
Kämpfe sein? Wenn ich einen Blick in die USA werfe, werde ich
auch nicht gerade optimistischer: Jill von Feministe stolperte zum
Beispiel über den tumblr-Blog von Steven Greenstreet (der übri-
gens auch ab und zu mal Vergewaltigungswitze vom Stapel lässt) mit
dem wahnsinnig originellen Namen Hot Chicks of Occupy Wall
Street (etwa: “Heiße Hühner bei Occupy Wall Street”), inklusive
Untertitel: “Die sexy Seite des Protestes gegen Korruption”. Ein Vi-
deo und mehrere Fotos von normschönen Frauen (mit deren Ein-
willigung?) schmücken seinen tumblr. Einen Frauenmangel in der
Bewegung gibt es also eher nicht und – wie Greenstreet uns auch
noch wissen lässt – sind darunter sogar noch eine Menge hübscher
Miezen! Was diese Webseite so schön zeigt: Es wird implizit da-
von ausgegangen, dass die potentiellen (und die anzusprechenden)
Demonstrierenden männlich und heterosexuell sind, welche nur
durch ein paar Fotos mit norm-schönen Mädels animiert werden
müssen, um endlich protestieren zu gehen. Denn: Protestieren ist
gar nicht so öde, kalt, langwierig. Ein hübsches Mädchen wird das
Herz des Demonstrierenden schon erwärmen. Demonstrantinnen,
die ihre politischen Gründe haben, an den Protesten teilzunehmen,
werden degradiert zu Objekten der männlichen Begierde. Klug, po-
litisch und glücklicherweise auch noch hübsch – was für eine sexy
Bewegung!
Eine weitere Nachricht aus der Abteilung ‘echte Sauerei’ las ich vor
ein paar Tagen über den Occupy Cleveland Protest. Eine Frau mel-
dete, dass sie von einem Mann in einem der Zelte des Occupy La-
gers vergewaltigt wurde. Die ersten unglaublichen Reaktionen:
“Wird das der Bewegung schaden?” und: “Wurde diese Frau von
Gegner_innen der Bewegung eingeschleust?” Boah, wirklich?! Be-
vor irgendwelche Fakten feststehen, wird die Glaubhaftigkeit der
Frau erst mal generell in Frage gestellt? Es zeigt sich: Ein Vergewal-
tigungsvorwurf wird von den interviewten Demonstrierenden
nicht als ein zu untersuchendes Problem deklariert, sondern als
Spaltungsversuch gedeutet. Traurig, aber wahr.
Um ehrlich zu sein, habe ich noch keine ausformulierte Meinung,
was die Proteste angeht. Viele Geschichten, die ich höre oder lese,
hinterlassen ein ungutes Gefühl und Widersprüchlichkeiten, die
sich nicht so leicht auflösen lassen. So ganz abschreiben kann ich
die Bewegung trotzdem nicht, zumindest nicht, wenn ich so tolle
Reden wie die von Angela Davis höre.                              Magda
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- Talokan im Norden von Afghanistan:
Bundeswehrsoldaten schießen mit Sicher-
heitskräften auf eine Demo, ca 20 Men-
schen sterben. 
- Kundus: vor 2 Jahren, Bombardierung von
2 gestohlenen Tanklastwagen, 142 Tote. Das
sind nur einzelne Beispiele, die kurzfristig
die Öffentlichkeit mehr oder weniger erre-
gen. Fakt ist: Deutschland führt Krieg. Die
Bundesrepublik ist zurzeit mit ca. 8000 Sol-
dat*innen an 8 Kriegseinsätzen beteiligt. 

Seit dem Krieg im Kosovo wird die Bundes-
wehr (BW) weltweit als Kampftruppe ein-
gesetzt. Mit der Abschaffung der Wehr-
pflicht am 1. Juli 2011 und der Einführung
einer Freiwilligenarmee wird diese Entwik-
klung nun strukturell manifestiert. Dabei
handelt es sich um die größte Umstruktu-
rierung seit der Gründung der BW im Jahr
1955. Zukünftig werden nur noch Spezia-
list*innen gebraucht, die auch wirklich
kämpfen und Deutschland dienen wollen.
Und so heißt dann auch der Slogan, mit
dem die Bundeswehr versucht, für sich zu
werben: "Wir dienen Deutschland".

Die Propagandaoffensive mit der die
Bundeswehr den Kampf um die Köpfe -
und nebenbei auch die Zustimmung der Be-
völkerung zu ihren weltweiten Einsätzen -
gewinnen will, hat an Schulen, Arbeitsagen-
turen, Universitäten, bei Gelöbnissen und
medial aufbereiteten Trauergottesdiensten
schon begonnen. Es ist allerdings davon aus-
zugehen, dass die Propaganda in den kom-
menden Monaten seitens der Militarist*in-
nen noch intensiviert wird und ähnlich wie
in den 1990er Jahren wieder großflächige
Plakate und Zeitungsanzeigen von dem
"Abenteuer Militär" berichten werden.
Dass Krieg führen auch Tod, Mord, Unter-
drückung und Vergewaltigung bedeutet,
wird in diesen Anzeigen wohl ausgespart
bleiben. 

Und somit kann offen von "Krieg" geredet
werden, ohne dass irgendwer daran Anstoß
nimmt, als hätte es den Nationalsozialismus
und die kriegerische Agression Deutsch-
lands nicht gegeben. Die Lehren aus der
Vergangenheit wurden nie ernsthaft gezo-
gen und schon 1955 verdrängt, als ausge-
rechnet die alten Wehrmachtsgeneräle die
damals als "neue Wehrmacht" bezeichnete
"Bundeswehr" wieder aufbauen durften.
Mittlerweile rechtfertigt Deutschland den
Krieg darüber hinaus mit seiner grauenhaf-
ten Geschichte und führt "wegen Au-
schwitz" Krieg. Die vorgegaukelte Reue ist

nurmehr ein ärgerliches Überbleibsel aus
einer längst überwundenen Zeit, die auf
dem Weg zum vollwertigen "Globalplayer"
nur stört.
Wie die Interessen tatsächlich liegen, ver-
anschaulicht auch der Entwurf für den
Bundeshaushalt 2012. Während die Berei-
che Arbeit, Soziales und Gesundheit insge-
samt um 11,8 % gekürzt werden, bleibt der
Bereich Verteidigung auf stabilen Niveau
und wird sogar um 0,4 % erhöht. Es soll ge-
spart werden, allerdings nicht am Militär! Es
liegt im geo- und wirtschaftspolitischen
Interesse Deutschlands, dem deutschen Ka-
pital den Zugriff auf Rohstoffquellen und
Exportmärkte zu garantieren. Und zwar
auch dem Markt für Kriegsgüter: Mit einem
Anteil am Waffenexport von derzeit 10,6%
ist Deutschland auch der weltweit dritt-
größte Rüstungsexporteur. Die derzeitige
Aufregung um die 200 Leopardenkampf-
panzer, die nach Saudi-Arabien geliefert
werden sollen, mutet in Hinblick auf das
Ausmaß der Rüstungsexporte lächerlich an.
Allein im Jahr 2009 gab es Rüstungsausfuh-
ren in 44 Länder, in denen die Menschen-
rechtsituation von Seiten der UN als frag-
lich eingestuft wurde und in 54 Länder, in
denen Gewaltkonflikte herrschten. 

Zeitgleich rüstet die EU Ihre Außengrenzen
zum Zwecke der Migrationskontrolle auf.
Umfangreiche Informationssysteme werden
angelegt (SIS I und II, VIS). Und mit der "Eu-
ropäischen Agentur für die operative Zu-
sammenarbeit an den Außengrenzen"
(Frontex) ist ein unabhängiger Apparat ge-
schaffen worden, der über das Leben von
tausenden Flüchtlingen entscheidet. 

Doch auch im Innern schreitet die Militari-
sierung zur Absicherung der staatlichen
Herrschaft und Durchsetzung ökonomi-
scher Interessen stetig voran. Mit der Zu-
spitzung der sozialen Situation und der zu-
nehmenden Unzufriedenheit darüber, muss
Druck auf jeden und jede ausgeübt werden,
damit das System funktioniert. 

"Die Trennung zwischen innerer und äuße-
rer Sicherheit ist obsolet" geben Merkel
und und BKA-Chef offen zu. Genau: Noch
gut erinnern wir uns an die "Aufklärungs-
flüge" der Tornados über die Anti-G8-
Camps bei Heiligendamm oder an gepan-
zerte Bundeswehrfahrzeuge zur Sicherung
des G8, an Soldat*inneneinsätze beim Cas-
tortransport und bei der Ausbildung von
Polizist*innen in Afghanistan. Längst übt die

Bundeswehr den Umgang mit "aufgebrach-
ten Menschenmengen", wie beispielsweise
im Gefechts-Übungszentrum (GÜZ) in der
Colbitz-Letzinger Heide bei Magdeburg.
Neben der Sicherung der bestehenden Ver-
hältnisse sorgt die militärische Durchdrin-
gung des Zivilen auch für einen gesell-
schaftlichen Rückhalt an der "Heimatfront".
Zur Steigerung der Akzeptanz werden öf-
fentliche Auftritte propagiert und insbe-
sondere die Zusammenarbeit mit zivilen
Strukturen verstärkt. Seit einiger Zeit ga-
rantieren sogenannte Verbindungskomman-
dos in den Regierungsbezirken, in denen
Beauftragte der Bundeswehr sitzen, einen
reibungslosen Ablauf der zivilmilitärischen
Zusammenarbeit. In Katastrophenfällen ste-
hen die Behörden dann unter dem Kom-
mando der BW. 

AUFRUF: 
Vor diesem militaristischen Background ru-
fen wir im Rahmen der "europaweiten
Kampagne zum Markieren, Blockieren und
Sabotieren der Kriegs-Infrastruktur" zu
vielfältigen Aktionen auf. Bezugspunkt ist
der 1. September als bundesweiter Anti-
Kriegstag, an dem bereits seit einigen Jah-
ren breite Proteste stattfinden. Mit der
Markierung von erweiterter Kriegsinfra-
struktur sind neben der klassischen Mili-
tärindustrie, dem Kriegstrainingsgeschäft,
der militärischen Logistik und Versorgung
auch der zivil-militärische Komplex, die
kriegstreibenden Medien und Verlage sowie
eingebettete Kriegsforschung und Rekru-
tierungsunterstützung gemeint. 

Wir sehen dies als eine Weiterführung der
Kampagne Comprehensive Resistance (um-
fassender Widerstand), innerhalb der das
Unternehmen DHL mit unterschiedlichen
Mitteln umfassend angegriffen wurde, was
den Erfolg hatte, dass die DHL ihre Bewer-
bung für den Transport und die Lagerung
von Bundeswehrmaterial zurückzog. Ging
es dort um die zunehmende Privatisierung
eines Teilbereichs der Bundeswehr und den
umfangreichen Einstieg von allgemeinen
Unternehmen ins Kriegsgeschäft, so gera-
ten nun diejenigen ins Visier, die bereits mit-
tendrin stecken. Dabei finden sich bei den
Unternehmen und Firmen, mit denen wir
im alltäglichen Leben konfrontiert sind,
leichter Angriffspunkte und -orte. Denn
Kriegstreiber*innen, -unterstützer*innen
und -profiteure gibt es viele: 
- Die öffentlichen Auftritte der BW (nicht

nur Gelöbnisse) bieten ebenso passable

Nachtrag zum Antikriegstag: Angriff gegen Rolls-Royce

COMPREHENSIVE RESISTANCE - WAR STARTS HERE! 
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Die Züge kommen nicht, das Handy
schweigt, auch das Internet braucht heute
sehr lange. Der Chef muss warten, ob er
will oder nicht. Na und? Der Ministerialbe-
amte aus Bonn bleibt im ICE hängen. Gut
so. Der Hausmeister kann nicht aufschlie-
ßen. Ausgerechnet heute, wo die Konferenz
beginnt. Shoppen gehen? Geld ausgeben?
Nicht heute. Mit dem Auto kommst Du
auch nirgendwo hin. „Nein, ich kann leider
nicht... Gut. Dann morgen.“ Vielleicht ...

Raum entsteht, wenn die Mobilität zur
Ruhe kommt. Wenn das Handy nicht nervt.
Denn heute funktioniert nichts so richtig ...
Der Tag gehört Dir.

Die Stadt hält den Atem an, verlangsamt ihr
Tempo, vielleicht hält sie inne. Entschleuni-
gung.

Wir haben diese Metropole in einem be-
scheidenen Umfang in den Pausenmodus
umgeschaltet.

Dazu haben wir heute an verschiedenen
Kabelschächten der Bahn Feuer mit
elektronischen Zeitgebern und Brandbe-
schleuniger gelegt.

Der Anlass

Warum das alles? Warum ausgerechnet
heute?

Jeder Tag wäre der richtige Tag für eine Sa-
botage, denn jeder Tag bietet so viele An-
lässe für radikales Eingreifen in den üb-
lichen, tagtäglichen Ablauf, dass es keinen
falschen gibt.

Zum Beispiel jährt sich gerade der Angriff
auf Afghanistan zum zehnten Mal. Das neh-
men wir zum Anlass zu bekräftigen, dass
sich an den Verhältnissen gründlich etwas
ändern muss. Die Gewohnheit, mit der hier
jede Scheiße hingenommen oder durchge-
setzt wird, muss durchbrochen werden. An-
geblich sind 70 Prozent der deutschen Be-
völkerung gegen den Afghanistaneinsatz der
Bundeswehr. Trotzdem morden die Sol-
dat_innen, der Waffenhandel floriert, die
Aktien der Kriegsindustrie steigen. Der re-
lative Reichtum hier begründet sich jeden
Tag aufs Neue durch Krieg anderswo –
durch Ressourcenklau und internationale
Machtdemonstrationen. Jeden Tag wird aus
Deutschland Kriegsmaterial in die Welt ex-
portiert. Jeder Tag ist Kriegstag.

Trotz großer Ablehnung in der Bevölkerung
weitet die Bundeswehr ihre Kriegseinsätze
aus. Die Lieferungen der Leopard 2 Panzer
nach Saudi Arabien sind nur eine Spitze des
Eisberges. Täglich liefert dieses Land Waffen

in alle Teile der Welt. Patrouillenboote der
Marine versuchen, in der Nähe zu Somalia
die Piraterie zu bekämpfen, damit die Ver-
schiffung billiger Konsumgüter wie ge-
schmiert läuft – während die Bevölkerung
am Horn von Afrika hungert (über 700.000
Menschen in Somalia drohen zu verhun-
gern). Beim Aufbau in Libyen ist man jetzt
gerne wieder dabei, denn klar, da gibt es Öl,
Einfluss und Aufträge zu holen. Und wie die
deutschen „Kleinwaffen“ in Gaddafis Arse-
nal kamen, weiß nicht mal Waffenproduzent
„Heckler & Koch“ – angeblich.

Ja, es gibt jeden Tag genügend Anlässe, das,
was für normal gehalten wird, aktiv in Frage
zu stellen, zu sabotieren, zurück zu weisen.

Jeden Tag...

Jeden Tag werden über die Schienen Waffen
und Kriegslogistik transportiert. Mit unse-
ren Tickets finanzieren wir dies mit.

Jeden Tag werden in der europäischen
Hauptstadt Geschäfte abgeschlossen, die
den Hunger und die weltweite Verelendung
verlängern und vergrößern. Während eine
Milliarde Menschen hungern wird dazu ge-
pflegt gefeiert.

Jeden Tag werden Menschen, meist Frauen
und Kinder, vergewaltigt. Meistens von Män-
nern. In Kriegen immer.

Das hat nichts mit Dir zu tun?

Jeden Tag ist jedes fünfte Kind in Berlin von
Armut bedroht. Normal.

Jeden Tag zerbrechen Menschen am Lei-
stungsdruck und Arbeitszwang. Burn Out.

Jeden Tag landen Schwarzfahrer_innen im
Knast, weil sie sich die kostenlose Beförde-
rung „erschlichen“ haben. In Berlin sind
60% der Ersatzfreiheitsstrafe Absitzenden
Schwarzfahrer_innen.

Jeden Tag werden Hartz IV-Bezüge gekürzt,
während Menschen die Mülltonnen nach
Verwertbaren durchsuchen. Alltag.

Jeden Tag läuft was grundsätzlich falsch.

Alternativlos

Zur prägenden Kategorie dieses Alltags
wird die „Alternativlosigkeit“. Die Energie-
versorgung der Metropole, ob sie nun ato-
mare Verseuchung oder den Kollaps des
Weltklimas mit sich bringt, sei alternativlos.
Die Abschottung Europas gegen diejenigen,
die am Reichtum teilhaben wollen, die An-

griffe auf die erkämpften sozialen Standards,
die Privatisierungen: alternativlos. Drei Jobs
gleichzeitig und das Geld reicht trotzdem
nicht: alternativlos. In der Finanz- und Schul-
denkrise scheint die Alternativlosigkeit zum
Dogma geworden zu sein. Die Märkte als
übermächtiges Gefüge, dessen Vorgaben zu
erfüllen alternativlos sei ...

Die Funktionsfähigkeit dieser Gesellschaft
aufrecht zu erhalten, bedeutet die Kat-
astrophe, auf die diese Gesellschaft hinaus-
läuft, alternativlos zu machen. In diesem
Sinne ist die Krise keine Krise und die Kat-
astrophe gar keine Katastrophe. Krise und
Katastrophe sind der Normalzustand in ei-
ner Gesellschaft, in der Krisen und Kat-
astrophen als alternativlos gelten.

Wo es keine Alternative gibt, gibt es nichts
mehr zu diskutieren oder einzufordern.

Wenn der Krieg ein Dauerzustand ist, ein
permanentes Mittel, um die Sicherheit auf-
recht zu erhalten, macht es keinen Sinn
mehr, den Abzug aus einem Land xy zu for-
dern.

Wenn die Nutzung fossiler Energieträger
alternativlos ist, macht es keinen Sinn, Kli-
maschutz zu fordern. Wenn die Wettbe-
werbsfähigkeit des Standorts alternativlos
ist, macht es keinen Sinn mehr, soziale Ge-
rechtigkeit zu fordern.

Und so wird deutlich, dass es keine einzu-
fordernden Alternativen unter den herr-
schenden Bedingungen geben kann. Inner-
halb eines Systems der Alternativlosigkeit
sind diese nicht zu haben.

Aber Menschen geben Antworten auf die
ihnen vor die Füße geknallten Alternativlo-
sigkeiten. Wenn das Hungern der Menschen
in Somalia, wenn eine profitorientierte glo-
bale Ordnung alternativlos ist, ist auf der
anderen Seite eine Umverteilung in Form
von Piraterie die alternativlose Antwort.
Wenn soziale Verelendung im Kampf um die
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes al-
ternativlos ist, hören die Ausgegrenzten
eben auf, ein Recht auf Karriere zu fordern
und fangen, wie in London, an zu plündern.
Wenn die von westlichen Demokratien ge-
stützten Despoten eine Gesellschaft unter-
drücken, dann werden die Plätze besetzt;
Sei es in Tunesien oder Ägypten. Oder es
wird in Griechenland das Parlament blok-
kiert. In Lampedusa rebellieren die Flücht-
linge gegen ihre Unterbringung in Lagern
und in Israel kämpft die Bevölkerung gegen
hohe Lebenshaltungskosten und für be-
zahlbaren Mietraum.

rien ne vas plus
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Die Alternativlosigkeit führt zu einem Ende
der Forderungen und zu einer Zeit des
selbstermächtigten Handelns.

Wir ermächtigen uns.

Es ist nicht mehr Zeit zu warten, auf irgend-
etwas; ein Almosen, bessere Politiker_innen
oder ein Wunder. Alles wird unter diesen
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen blei-
ben wie es ist, denn es ist alternativlos. Wir
müssen die Bedingungen ändern.

Wenn die Signalkabel kaputt sind, fährt
eben kein Zug mehr. Wenn mal kein Strom
da ist, wird eben nicht produziert. Wenn
kein Nachschub kommt, gerät eben ein
Krieg ins Stocken.

Wie die Interventionen im Einzelnen aus-
sehen, ist Sache derer, die Handeln – damit
zu beginnen ist alternativlos.

Terror ist ...

Vielleicht wird die Sabotage der Hauptstadt
als das Werk von Idioten oder von Terrori-
sten gebrandmarkt – oder als das von ter-
roristischen Idioten. Wir sagen: Lächerlich!
Die Terrorist_innen sitzen in den Regie-
rungen, den Aufsichtsräten und Chefetagen,
zerstören die Lebensgrundlagen auf dem
Planeten und schenken den Banken Milliar-
den während sie die Ärmsten verhungern
lassen.

Wir sind normale Menschen. Wir liefern
keine Waffen, wir bauen sie auch nicht – wir
unterbrechen nur die Funktionsfähigkeit ei-
ner kriegswichtigen europäischen Haupt-
stadt und rütteln damit bewusst am
Schleier des Alltäglichen. Die Hauptstadt –
das sind nicht nur die Politiker_innen, die
Bänker_innen, die Manager_innen und jene,
die das Kriegsgeschäft sonst noch betreiben
als Zulieferer, als Soldat_innen, als Schreib-
tischtäter_innen. Die Hauptstadt, das sind
wir alle. Funktioniert die Hauptstadt, greift
die Profitlogik, dann brummt auch der Rü-
stungsexport. Der Betrieb eben dieser
Hauptstadt sorgt für Hunger, Verelendung,
Tod - täglich und weltweit. Für ganz normal
wird das gehalten, obwohl jedes Kind die
Zusammenhänge sehen und verstehen
kann.

Wenn die Metropolen des Westens funk-
tionieren, dann steht auch ihre ökonomi-
sche und militärische Dominanz stabil da.
Funktionierende Metropolen machen Auf-
stände oder gar Revolutionen in anderen
Teilen der Erde unmöglich. Auch heute ent-
scheiden zum Beispiel zwei Milliarden jähr-
liche Militärhilfe der USA für die ägyptische
Regierung darüber, dass trotz Revolte keine
Freiheit in Sicht ist. Wenn hier die Metro-
pole also für ein paar Stunden stillsteht und
einiges nicht funktioniert, die einhegende

Kontrollfunktion von hier aus schlechter
ausgeübt werden kann, dann ist das nur gut
für die Menschen auf den Plätzen dieser
Welt und ihre Versuche, etwas von unten zu
verändern.

Die Anmaßung

Nimm es nicht persönlich. Vielleicht hältst
Du es für anmaßend, dass wir diesen Ein-
griff in Deinen Alltag herbeigeführt haben.
Sicher, Du hast recht – das ist anmaßend.
Aber wie viel anmaßender wäre es, nicht
gehandelt zu haben? Und dem Treiben wei-
ter zuzuschauen? Oder zu resignieren, sich
kaputt zu saufen oder alles in sich reinz-
ufressen? Oder zynisch zu werden? Oder in
Depression zu versinken? Oder das gierige
Spiel mitzuspielen? Oder? Aussteigen geht
nicht.

Du bist unsicher oder findest es daneben,
was wir gemacht haben. Das können wir
verstehen. Das akzeptieren wir. Wir könn-
ten uns auch etwas Schöneres vorstellen,
als sehr viel Zeit und Energie in ein Werk
der Entschleunigung zu investieren. Aber
wir wollen nicht gezwungener Maßen wei-
ter zu „Kollaborateur_innen“ gemacht
werden. Wer einmal in einem Kriegsgebiet
war, wer gesehen hat, wie Menschen ster-
ben, und wer nicht bereit war, das Töten auf
beiden Seiten zu akzeptieren, der/die weiß
wovon wir reden. Aber jede/r ist dafür ver-
antwortlich, wie die Welt ist und dass sie
sich ändert. Ein jeder Mensch kann sich ent-
scheiden, immer wieder entscheiden, in das
mörderische Spektakel einzugreifen, es an-
zuhalten. Wir mit unseren Mitteln. Mit un-
seren Möglichkeiten.

Denn solange auch nur ein Mensch unfrei
ist, ist kein Mensch frei und bleibt das Hin-
nehmen dieser Unfreiheit die maßgebliche
Anmaßung.

Innere Reibung

Immer überall erreichbar, immer alles er-
reichbar. Immer auf ein Ziel zu. Eilend, ha-
stend, rastlos. Menschen sind in dieser Ge-
sellschaft reduziert auf ihren Materialchar-
akter. Sie müssen zeit- und passgenau funk-
tionieren, die ihnen zugewiesenen Rollen
ausfüllen. Wir sind alle in die technischen
Netze eingebaut. Ihre Zwänge beherrschen
uns. Aber wir können innere Reibung und
damit Standortschaden erzeugen. Virulente
innere Reibung könnte für die vernetzte
Gesellschaft das werden, was der massen-
hafte Streik für das Industriezeitalter war.

Innere Reibung, durch militante Strukturen
immer wieder an verschiedenen Stellen
zielgerichtet verursacht, ergibt ähnliche Ef-
fekte wie die Generalstreiks der vergange-
nen Verwertungsepoche. Wenn auch deren

Widerstandserfahrungen und -formen nicht
sozial übertragbar sind, so ähneln sie sich in
ihren Effekten. Volkswirtschaftlicher Scha-
den und Beschädigung des Standort-Images
werden zum Preis für Sozialabbau, Atom-
kraft, Krieg, Klimakatastrophe.

nnere Reibung können wir, so wie heute,
überall dort verursachen, wo wir - vor al-
lem als Stadtbewohner_innen - Teil einer gi-
gantischen Verkehrs- und Datenmaschine
geworden sind. Das Hirn sagt „Danke für
den Anschluss“ und „zum Glück muss ich
nicht warten“. Anschluss wohin? Warum
nicht warten und mal überlegen, wie tief
das von oben geregelte Funktionieren uns
schon in Fleisch und Blut übergegangen ist?

Du schickst Deiner/m Liebsten eine sms,
benützt und bezahlst dabei Datenbahnen,
die Dich kontrollierbar machen. Du lernst
Regeln der Kommunikation, die Dir von
Softwarefirmen auferlegt werden. Du kom-
munizierst mittels Substanzen, die z.B. im
Kongokrieg, Vergewaltigung und Landent-
eignung voraussetzen (Coltan). Hältst dabei
ein praktisches kleines Ding in der Hand,
welches Dir ein soziales Verhältnis vorgau-
kelt oder Dir Geborgenheit gibt. Oder so
tut. Man vermittelt uns, wir müssen und
dürfen diese Dinge haben, weil wir sonst
ausgeschlossen sind. Dabei sollen wir uns
einfach an Ersatzscheiße gewöhnen, die
zwischen uns Menschen installiert wird:
Eben Handys, I-Phone, Internet, Mobilität.
Man sagt Dir, Du hättest die freie Wahl.
Zwischen den Zeilen heißt das: Du musst,
sonst bist Du niemand.

Wir denken, auch diese Dimension des
Seins muss heute als Kampfzone bezeichnet
werden. Denn Krieg heißt auch, einen Zu-
stand zu verkörpern und zu verinnerlichen,
den die herrschende Politik benötigt, um
ihre Projekte durchzusetzen. Über andere
verfügen - über sich selbst verfügen lassen.
Aber gerade weil wir alle da drin stecken,
ist es auch jederzeit möglich, kleinste
Schritte von Systemsabotage zu begehen.
Irritationen herstellen, Verlangsamung er-
reichen, sich dem Geltungswettbewerb ver-
weigern - oder gezielt und geplant techno-
logische Lebensverwaltungssysteme zer-
stören. Mit der Ermächtigung, die Metro-
pole zu entschleunigen und ihre Produk-
tionsmittel und Infrastruktur lahmzulegen,
stehen wir einer Realität gegenüber, in der
in ihr zum Beispiel millionenfach Computer
in Millisekunden über den Kauf und Verkauf
von Aktien an den Börsen entscheiden.
Denn jede Sekunde zählt im ökonomischen
Verwertungsprozess. Jede Sekunde, die wir
uns diesem System entziehen, ist eine Se-
kunde wiedergewonnenen Lebens. Die
Wiederaneignung der Zeit, der Bewe-
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Wir wünschen uns die Wiedererlangung ei-
ner militanten Selbstverständlichkeit ? im
alltäglichen Widerstand und auch in unse-
ren Diskussionen. Eine selbstbewusste
Normalisierung und verbreiterte Einübung
und Ausübung von emanzipativer Militanz.

Von der genannten Selbstverständlichkeit
sind wir jedoch weitentfernt. Nach mehr als
30 Jahren autonomer Politik scheint Mili-
tanz nach wie vor ein Begriff zu sein, der so
unterschiedlich definiert und verwendet
wird, dass eine Debatte über praktische (!)
Militanz in zusammengewürfelten Gruppen,
sich nicht bekannter Menschen, unmöglich
erscheint. Wenige Tage vor Start des Kon-
gresses gab die Vorbereitungsgruppe noch
Empfehlungen und Tipps für die öffentliche
Diskussion des Themas. Diese schienen für
Leute gedacht, die sich im öffentlichen
Raum über klandestine, militante Politik
unterhalten wollen, ohne der Gefahr aus-
gesetzt zu sein sich in verfängliche Situatio-
nen zu reden. Doch das damit angespro-
chene Publikum war scheinbar nicht vor
Ort. Es gab weder eine Bezugnahme zur
laufenden Militanz-Debatte, noch zur vor-
angegangenen. Viel mehr wurden Aus-
weichdebatten geführt: statt über militante
Praxis, Probleme bei der Durchführung mi-
litanter Aktionen, Auswirkungen und Re-
pression zu diskutieren, wurde eher darü-
ber gesprochen was Militanz sei und was
nicht. Während im einen Moment über Sinn
und Unsinn des Flambierens von Nobelka-
rossen diskutiert wurde, folgte im nächsten
ein Beitrag über das militante Potential des
Vokü-Kochens. Warum wird der Militanz-
Begriff so verwässert? Warum will sich
jede/r mit dem Label "militant" schmücken?
Was hat die Frage "Ist noch genug Gas in
der Flasche um die Kartoffeln zu kochen?"
mit der Frage, ob Gasaki-Anschläge Unbe-
teiligte unnötig in Gefahr bringen, zu tun?

Auch hier wurde wieder nicht entlang der
Kongressthesen diskutiert, sondern es
wurde viel mehr ins Blaue geredet, ohne
das wohl eine/r der Beteiligten irgendeinen
Nutzen daraus ziehen konnte. Nicht anders
sah es im Anschluss im Großplenum aus.
Nach verlesen der Gruppenprotokolle war

klar, dass es auch in anderen Gruppen ähn-
lich lief. Natürlich wurde auch bei diesem
Themenblock die Diskussion in der Klein-
gruppe, wie auch im Großplenum mit dem
Blick auf die Uhr für beendet erklärt. Die-
jenigen die bereits militante Aktionsformen
praktizieren, werden dies wohl auch
weiterhin tun. Diejenigen die mit sich selbst
hadern und sich noch in einem Findungs-
prozess zwischen Sinn und Unsinn militan-
ter Praxis befinden, werden durch den Kon-
gress wohl keinen Push bekommen haben

sich in militante Diskussionen einzubringen
bzw. ihre Aktionsformen dahingehend zu
ändern. Der gesteckte Anspruch muss lei-
der als verfehlt gewertet werden.

Da wir bereits Samstagabend abreisten,
können wir nichts über den Ausgang bzw.
die Zusammenfassung des Kongress am
Sonntag schreiben. In Anbetracht der Um-
stände gehen wir nicht davon aus, dass es
noch zu einem produktiven Ergebnis kam.
Mit Spannung erwarten wir die Nachberei-
tung des Vorbereitungskreises und weitere
Einschätzungen von teilnehmenden Men-
schen. Bis dahin muss sich der oder die
Interessierte wohl mit unserer zufrieden-
geben.

Folgende Eindrücke nehmen wir aus Köln
mit:

Es ist beachtlich, dass sich nach wie vor re-
lativ viele Leute für autonome Politik inter-
essieren bzw. sich mit dem Label ?Auto-
nome? identifizieren können. Es ist leider
keine Selbstverständlichkeit, dass sich hun-
derte auf den Weg machen um ein Woche-
nende gemeinsam zu diskutieren, ohne das
praktische Actions in Aussicht stehen.

Welche Ambitionen jedoch bei Teilnehme-
rInnen vorherrschen, völlig unvorbereitet
eine solche Veranstaltung zu besuchen,
hinterlässt bei uns Fragezeichen.

Unserer Meinung nach lässt es sich derzeit
nicht von einer autonomen Bewegung spre-
chen. Vielmehr gibt es ein diffuses Sammel-
surium an Leuten die sich als undogmatisch,
radikal Links, anarchistisch/kommunistisch
etc. verstehen.

Gemeinsame Ziele bzw. Strategien sind
kaum vorhanden. Offensichtlich gibt es we-
niger gemeinsame Grundlagen als der Ein-
druck oft vermittelt. Vielmehr orientiert
sich Theorie und Praxis an Begriffen wie
?Emanzipation?, ?herrschaftsfrei?, ?Wider-
stand?, ?Militanz?. In diesen Punkten auf ei-
nen gemeinsamen Nenner zu kommen,
wäre unserer Meinung nach, das Ziel eines
solchen Kongresses gewesen.

Auch ist uns unklar wieso es während des
Kongress keinerlei Bezugnahme auf den
Autonomen-Kongress in Hamburg 2009
gab. Sollte der Kongress in Köln nicht
irgendwo darauf aufbauen bzw. eine Weiter-
führung darstellen? Falls ja, muss davon aus-
gegangen werden, dass auch in Hamburg
nichts Wirkliches rumkam (Wir waren
nicht dort).

Bezeichnend finden wir auch, dass wir noch
keinerlei Nachbetrachtungen oder Ein-
schätzungen zu Köln finden konnten. Dass
nicht mal auf indymedia ein Artikel platziert
wurde, oder sich in der Blogsphäre das

Maul zerrissen wird, zeigt auf, dass der Kon-
gress wohl so einige sprachlos werden ließ.
Sehr schade!

Insgesamt lässt sich der Kongress wohl als
repräsentatives Abbild des derzeitigen Sze-
nezustands betrachten. Dass die beiden
linksradikalen Bündnisse mit autonomen
Background ??ums Ganze!? und ?interven-
tionistische Linke? weder vor noch wäh-
rend des Wochenendes in Köln Bezug auf
den Kongress nahmen bzw. für diesen war-
ben, zeigt, dass es ein Spektrum gibt, das auf
die klassischen Formen autonomer Politik
zurückgreifen möchte. Ausgerichtet auf in-
formelle Vernetzung und ohne feste Orga-
nisierung. Dass es unter diesem Umständen
mehr als schwierig ist, gemeinsame politi-
sche Grundlagen zu erarbeiten und eman-
zipatorische Perspektiven zu entwickeln
wurde deutlich.

Wollen wir aber weiterhin darauf aufbau-
end arbeiten, müssen Wege gefunden wer-
den, wie wir gemeinsame Basics erarbeiten,
auf die wir gemeinsam Bezug nehmen kön-
nen um unsere Standpunkte praktisch und
theoretisch weiter zu entwickeln. Denn
ohne eine intensivere Debatte über Strate-
gie und Perspektive autonomer Politik ist
wohl auch in Zukunft nicht viel zu holen. Ein
weiteres Problem, wenn auch kein unbe-
kanntes, scheint uns die mangelnde Nach-
wuchsarbeit/Wissensweitergabe durch äl-
tere Genossinnen zu sein. Wir haben den
Eindruck, dass viele junge Autonome versu-
chen, "die Alten" nachzumachen, jedoch die
Zeit der 1980er/90er durch die rosa Brille
betrachten und keine Schlüsse aus dem
Scheitern der damaligen Bewegungen zie-
hen (können).

Falls ein weiterer Kongress folgen sollte ?
was wir hoffen - wäre es sicher sinnvoll sich
auf nur ein Thema zu beschränken, das dann
auch die Möglichkeit bietet sich im Rahmen
eines Wochenendes angemessen diskutie-
ren zu lassen.

Lieber nochmal einen Schritt zurück ma-
chen und eine Analyse der momentanen
Gegebenheiten nachholen. Darauf aufbau-
end (!) ließe sich bestimmt gewinnbringen-
der arbeiten.

Zum Abschluss noch ein Danke an die Vor-
bereitungsgruppe die sicherlich viel Zeit
und Arbeit in die Vorbereitung und Durch-
führung des Kongresses gesteckt hat! Wir
hoffen, dass unsere Kritik so ankommt wie
sie gedacht ist: Solidarisch und in der Hoff-
nung das weitere, ergiebigere Kongresse
folgen!

Ein paar Autonome aus Rhein-Main
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Der Hamburger Rechtsanwalt Andreas
Beuth hat am 25.10.2010 einen Strafbefehl
des Amtsgerichts Hamburg von 80 Tages-
sätzen über insgesamt 2400 € erhalten. Er
soll fahrlässig gegen das Waffengesetz ver-
stoßen haben, weil er einen Signalgeberhal-
ter, wie er in Notfällen zum Abschuss von
Leuchtkugeln von Seglern oder Bergstei-
gern verwandt wird, ohne Erlaubnis mit sich
geführt habe. Rechtsanwalt Beuth besitzt
tatsächlich keinen so genannten „Kleinen
Waffenschein“ zum Führen eines solchen
Signalgebers. Doch das vermeintliche Ver-
gehen hat sich weder auf einer Demon-
stration oder gar der Waffenverbotszone
auf der Reeperbahn ereignet, sondern in ei-
nem Gerichtssaal des Strafjustizgebäudes
am Sievekingplatz. 

Dort verteidigte nämlich Rechtsanwalt
Beuth einen Angeklagten, der bei einem der
Schanzenfeste mit einem Signalgeber auf
Polizeibeamte geschossen haben soll. Ver-
schiedene belastende Beamte sollten mit
einem baugleichen Gerät in den Zeugen-
vernehmungen konfrontiert werden. Nach-
dem Beuth dies am ersten Verhandlungstag
unbeanstandet getan hatte, hinderte der an-
wesende Staatsanwalt der Staatsschutzab-
teilung Todt ihn am 2. Verhandlungstag
daran, beschlagnahmte den mitgebrachten
Signalgeber und kündigte die Einleitung ei-
nes Verfahrens wegen des Verstoßes gegen
das Waffengesetz an.

Im folgenden Ermittlungsverfahren kamen
die zuständigen Beamten des LKA jedoch
zum dem Ergebnis, dass aus ihrer Sicht
keine Straftat vorliege. Der Signalgeberhal-
ter wäre ungeladen gewesen und sei in ei-
nem Aktenkoffer transportiert worden. Zu-
dem hätte  der Beschuldigte keine Munition
dabei gehabt und schließlich im Rahmen
seiner Anwaltstätigkeit ein nachvollziehba-
res Interesse am Transport des Signalge-
berhalters gehabt, das nicht auf die Nutzung
als Waffe gerichtet gewesen war. Aus diesen
Gründen hätte es keiner Erlaubnis bedurft
und Rechtsanwalt Beuth sei kein Verstoß
gegen das Waffengesetz vorzuwerfen. Die-
ses Ermittlungsergebnis überrascht, da sich
die Polizei als Teil der staatlichen Repres-
sionsorgane selten in einen inhaltlichen
Widerspruch zu einem von der Staatsan-
waltschaft angestrengten Verfahren setzt.

Die Hamburger Staatsanwaltschaft igno-
rierte kurzerhand diese Bewertung und be-
antragte beim Amtsgericht Hamburg den
Erlass des Strafbefehls gegen Rechtsanwalt

Beuth. Nachdem dagegen Einspruch einge-
legt wurde, soll nunmehr am 07.11.2011 ein
Prozess stattfinden.

Dieser Umstand lässt sich nur damit erklä-
ren, dass es nicht um die Ahndung angeblich
strafbaren Handelns, sondern um Rechts-
anwalt Beuth als Person geht. 

Mit dem Kriminalisierungsversuch der
Hamburger Staatsanwaltschaft wird vor al-
lem die Arbeit Andreas Beuths als enga-
gierter linker Strafverteidiger verfolgt.
Rechtsanwalt Beuth hat zuletzt u.a in poli-
tischen Verfahren wegen des Vorwurfs der
Bildung krimineller bzw. terroristischer Ver-
einigungen (Paragrafen 129 / 129 a StGB)
gemeinsam mit anderen Verteidiger_innen
Betroffene verteidigt. Er  hat mit dafür ge-
sorgt, dass die staatlichen Repressionsver-
suche von Protestbewegungen gegen Stadt-
entwicklungspolitik oder aber auch den G8
in Heiligendamm ins Leere liefen und die
Ermittlungsverfahren nie zu einer Anklage
geführt haben und eingestellt werden mus-
sten. Auch im Zusammenhang mit Verfahren
wegen des Vorwurfs des Landfriedensbruch
oder behaupteten Widerstandshandlungen
oder Körperverletzungen zum Nachteil
von Polizisten konnte Beuth immer wieder
Freisprüche oder angesichts gravierender
Widersprüche in belastenden polizeilichen
Zeugenaussagen Verfahrenseinstellungen
durchsetzen. Engagierte linke Strafverteidi-
ger_innen haben sich schon immer in einer
besonderen Konfrontation befunden. Und
gesellschafts- und herrschaftskritische poli-
tische Organisierung sah sich schon immer
staatlicher Repression ausgesetzt. Dabei
geht es der politischen Justiz weniger um
strafbares Handeln, sondern es wird vor al-
lem politische Gesinnung kriminalisiert.
Dem lag und liegt der Gedanke eines Feind-
strafrechts zugrunde, der Polizei, Staatsan-
walt und Gerichte ermächtigt, politische
Gesinnung als kriminell zu stigmatisieren
und im Rahmen von Ermittlungsverfahren
bzw. Gerichtsver-fahren abzuurteilen. Ziel
ist die Einschüchterung von politisch akti-
ven Menschen und die Zerschlagung von
nicht erwünschtem politischem Wider-
stand. Feindstrafrecht folgt politischen Vor-
gaben. In diesem Zusammenhang spielen
auch die aktuellen politischen gesellschaft-
lichen Entwicklungen eine Rolle. Die bei-
spielsweise sich neoliberal formierende Po-
litik in sozialen und ökonomischen Fragen
oder die Abschottung Europas vor Flücht-
lingen produziert gesellschaftliche Wider-

sprüche, die vor allem durch repressive
Konzepte von Überwachung, Kontrolle und
Kriminalisierung beherrscht werden sollen.
Die regelmäßigen und zyklisch initiierten In-
itiativen für Gesetzesverschärfungen sind
Ausdruck dieser Entwicklung. In diesem
Kontext können politisch parteilich und so-
lidarisch verteidigende Rechtsan-wält_in-
nen selbst in den Fokus staatlicher Repres-
sion kommen. Die Tätigkeit Andreas Beuths
in zahlreichen von Staatsschutz und der Ab-
teilung der Staatsanwaltschaft 7101 für po-
litische Delikte initiierten Verfahren ist Tei-
len der Hamburger Justiz jedenfalls offen-
sichtlich ein Dorn im Auge. Nur so lässt
sich der Versuch erklären, das Verteidiger-
handeln eines Rechtsanwalts im Gerichts-
saal als Straftat zu kriminalisieren. Der Ver-
such der Einschüchterung soll über die Per-
son des Betroffen hinaus dabei ein (rechts-
)politisches Signal an andere Kolleginnen
und Kollegen sein. Entsprechend haben sich
bereits 120 Hamburger Kolleginnen und
Kollegen, die Strafverteidiger-AG Hamburg,
der RAV, aber auch die Rote Hilfe solida-
risch erklärt und die sofortige Einstellung
des Verfahrens gefordert. Aber auch alle po-
litisch engagierten Menschen sind aufgefor-
dert, sich solidarisch zu zeigen. Wenn An-
wält_innen politische Bewegung vor staat-
licher Repression weiterhin in Zukunft ver-
teidigen sollen, muss die politische Bewe-
gung ebenso Anwält_innen gegen staatliche
Repression verteidigen. 

Sofortige Einstellung des Verfahrens
gegen Rechtsanwalt  Beuth!

Keine Kriminalisierung von Rechts-
anwält innen überhaupt!

Solidarität ist unsere Waffe!

Treffpunkt 07.11.2011 08:30 Uhr 

gegenüber des Strafjustizgebäudes
Sievekingplatz 3

Prozessgruppe 

„Verteidigung der Verteidiger_innen“

Verteidiger verteidigen – 
keine Kriminalisierung von Rechtsanwält_innen in HH!
Prozesstermin gegen Rechtsanwalt  Andreas Beuth 



zeck 165 // Solidarität Seite 21

Das Klicken der Handschellen der Zivi-Bul-
len, die endlosen Stunden in der Gefange-
nensammelstelle, der Haftrichter und
schlussendlich der Transport in die JVA Mo-
abit in Berlin. Ein mieses Déjà-vu, Szenen
die Tobi schon einmal durchlebte. Der Vor-
wurf: Brandstiftung an mehreren PKWs in
Berlin-Mitte. Wieder Untersuchungshaft,
wieder das Warten auf eine ungewisse Zu-
kunft, völliges Ausgeliefertsein. Hinter ho-
hen Mauern, 23 Stunden am Tag hinter ver-
schlossener Tür. Wir erinnern uns: 2009 saß
Tobi schon einmal 43 Tage hinter Gittern,
nachdem er in Friedrichshain in der Nähe
einiger brennender Luxuskarossen von ei-
ner Brandstreife festgenommen wurde.
Der Tatvorwurf jene Autos angesteckt zu
haben konnte nie bewiesen werden, so dass
er letztendlich dafür nicht verurteilt wurde.
2009 erhellten so einige in Flammen ste-
hende Fahrzeuge die Berliner Nächte.
Brandstreifen, meist in zivil, wurden einge-
richtet um ihre Runden in den relevanten
Kiezen zu drehen. Neben Tobi wurden da-
mals weitere Personen in U-Haft gesteckt.
Auch bei ihnen fing sich die Staatsanwalt-
schaft eher nur Schlappen ein. Dieses Jahr
scheint die Situation zu eskalieren. Über
500 Autos wurden bis jetzt flambiert und
der Staat samt seiner Büttel reagiert mit
Repression. Um die 650 Bullen patrouillie-
ren Nacht für Nacht durch das ganze Stadt-
gebiet. Helikopter mit Wärmebildkamera
sind im Einsatz. Ein absurder Aufwand, der
den ermittelnden Behörden in diesem Jahr
lächerliche sieben Festnahmen, inklusive
der von Tobi, einbrachte. Nicht das wir uns
beschweren wollen, dass hier die Steuer-
gelder für übertriebene Einsätze flöten ge-
hen, denn erstens vermeiden wir es, wenn

möglich, Steuern zu bezahlen und zweitens
freuen wir uns ein wenig, wenn es die Angst
vor brennenden Autos ist, die dem Staat die
Gelder entzieht. Es scheinen immer die
simpelsten Maßnahmen zu sein, die dem
Bürger ein Gefühl von Sicherheit und Ord-
nung verschaffen sollen. Staatliche Pro-
gramme, die soziale Konflikte verwischen,
ablenken oder wegsperren. Die Presse run-
det diesen Prozess ab und setzt der Leser-
schaft ach so „geheime“ Details der Fest-
genommenen vor die Nase. Tobi, der
„Möchtegern-Journalist“ oder Det, der
„Sozialmanager und Hassbrenner“. Die Me-
dien lenken von der eigentlichen Proble-
matik ab. Die genannten zwei passen ins
Raster der grauen Damen und Herren des
Staatsschutzes. Sie wohnen oder wohnten
in linken Hausprojekten, sind politisch aktiv
und wurden obendrein noch in der Nähe
von brennenden Karren aufgegriffen. Die
wohl beste Legitimation solche, die durch
die Gesellschaft als Straftäter gebrand-
markt sind, einzusperren. An Orten der Iso-
lation, der Monotonie und totalen Kon-
trolle. In der JVA Moabit sitzen zurzeit un-
gefähr 1.500 dieser sogenannten Straftäter,
größtenteils wegen Diebstahls und anderen
Eigentumsdelikten, aber auch wegen Kör-
perverletzung, Drogenbesitz oder Drogen-
handel. In der JVA Plötzensee viele weitere
wegen Schwarzfahrens. Resultate dessen,
was uns dieses Leben in dieser Stadt Tag für
Tag präsentiert: Armut, Arbeitslosigkeit
oder prekäre Jobs. Perspektiven ver-
schwinden hinter Bergen von Schulden, hin-
ter Auswegslosigkeit, die zum Kurzschluss
führt. Mobilitätsfreiheit sollte nicht anhand
vom Geld, dass wir alle mehr oder weniger
besitzen, bemessen werden. Lebensvorstel-

lungen sollten sich nicht durch Eigentum
verwirklichen lassen. Brennende Autos sind
unter anderem Produkte einer Stadt, die
sich zum Schlechten hin verändert, die ihre
Mieten in die Höhe schießen lässt und hier
und da Loftgebäude und Townhäuser hin-
setzt. Menschen, die ihrer Wut über die be-
stehenden Verhältnisse freien Lauf lassen,
der Realität eine andere entgegensetzen,
und sei es durch brennende Autos, Eigen-
tumsdelikte usw. sind nicht kriminell, wie es
der Staat beschreibt, sondern sie sind di-
rekt und militant. Sie folgen ihren Intuitio-
nen und Schlussfolgerungen um der Misere
zu entfliehen. Die Knäste, in denen die Pro-
bleme der Ungerechtigkeit der unsrigen
Gesellschaft verbannt werden, führen in
den wenigsten Fällen zu Resozialisierung,
noch zu Läuterung, noch zur Lösung der
Konflikte. Eine Gesellschaft ist solange nicht
befreit, solange sie sich nicht dessen stellt,
das sie sich selbst zu verschulden hat. Uns
kotzt es an, dass wieder einer unserer Ge-
fährten im Knast sitzt, dass es ausreicht po-
litisch aktiv zu sein, um ins Fahndungsbild
der Bullen zu passen, wenn du Freitagnacht
in der Nähe brennender Autos festgesetzt
wirst. Wir solidarisieren uns mit Tobi und
schicken Grüße der Freiheit an alle Gefan-
genen, die ihre Zeit hinter vergitterten Fen-
stern verleben müssen.

Schreibt Tobi: 
Tobias Poge
JVA Moabit
Buchnummer: 2540/11/1
Alt-Moabit 12a, 10559 Berlin

Auf dass unsere Leidenschaft für die Frei-
heit die Mauern zum Einsturz bringt!

Solidarität mit Tobias, inhaftiert in Berlin

Am 14.09.2011 wurden Sonja und Chri-
stian an den deutschen Staat ausgeliefert.
Den beiden mittlerweile über 70-jährigen
werden Brand- und Bombenanschläge ge-
gen Konzerne der Atom- und Rüstungsin-
dustrie vorgeworfen, unter anderem sol-
chen, die in den 70er Jahren an der Apar-
theid in Südafrika beteiligt waren. Ebenso
ein weiterer Brandanschlag, der sich gegen
die Stadtumstrukturierung in Heidelberg
richtete. Die Aktionen werden den RZ (re-
volutionäre Zellen) zugerechnet. Sonja wird
u.a. durch eine gekaufte und erpresste Aus-
sage die Beteiligung an dem Überfall auf die
OPEG-Tagung in Wien in den 70er Jahren
vorgeworfen.

Als sie merkten, daß sie überwacht werden,
setzten sich Sonja und Christian 1978 nach
Frankreich ins Exil ab. Dort lebten sie bis
2000 unter anderer Identität, welche durch
einen lebenswichtigen Krankenhausaufen-
thalt aufflog. Nach kurzer Zeit in Untersu-
chungshaft tolerierte der französische Staat
vorerst ihren Aufen-thalt. Deutschland
stellte daraufhin einen Auslieferungsantrag,
welchem nun stattgegeben wurde.
Es ist nicht verwunderlich, dass den Beiden
im Rentenalter der Prozess gemacht wer-
den soll, denn Revolu-tionär_innen und
Widerstandskämpfer_innen werden le-
benslang verfolgt. Der Staat sieht es in sei-
ner machterhaltenden Pflicht, solche Men-

schen zu verurteilen, erst recht, wenn sie
einer BKA-Fahndung über  mehrere Jahr-
zehnte lang erfolgreich entkommen konn-
ten. Die fehlende Kooperationsbereitschaft,
das Nich-teingehen auf Deals mit der
Staatsanwaltschaft und das jegliche Fehlen
von Reue zeigen, dass sie ihre Ideale und
Ideen bis heute nicht verloren haben.
Uns geht es in diesem Aufruf zu Solidarität
mit den Beiden weder um das Herbeiseh-
nen vergangener Zeiten noch irgendeine
Art von Glorifizierung von Gruppen und
Personen. Neben aller Kritik an ihrem Weg,
sehen wir die RZ als einen wichtigen Be-
standteil der antiautoritären Widerstands-
bewegung in der BRD. Sowohl die Organi-

Damals wie heute - tausend Gründe für die Revolte!
Solidarität mit Sonja und Christian
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sationsform der RZ als auch die Reflektion
der einzelnen Zellen und die zahlreichen
Beiträge zu politischen Debatten haben zur
Entwicklung revolutionärer Ideen beigetra-
gen. Ob Sonja und Christian Teil davon wa-
ren spielt für unsere Solidarität keine Rolle. 
Christian wurde mittlerweile aus der Haft
entlassen, Sonja sitzt weiterhin in Frankfurt
im Knast. Sie sind Individuen wie wir, die da-
mals wie heute die bestehenden Ord-
nungsverhältnisse ablehnen und mit ihren
Ideen für ein Leben in Freiheit einstehen. 

Es gibt damals wie Heute tausende von
Gründen für die soziale Revolte!
Solidarität mit Sonja und Christian! 
Freiheit für alle!

Anarchisten_innen

Schreibt Sonja :
Sonja Suder, 
JVA Frankfurt III
Obere Kreuzäckerstr. 4,
60435 Frankfurt 

Anmerkung der Redaktion:  
Nach wochenlanger Haft ist Christian am
20. Oktober entgegen einer Beschwerde
der Staatsanwaltschaft aus dem Knast ge-
kommen. 

Lebenslänglich für 
Faruk Ereren
Am 27.09. wurde Faruk zu lebenlänglich
verurteilt vom Düsseldorfer Staatsschutz-
senat unter Vorsitz von Richter Berthold
Klein. Faruk wurde anlässlich des Putsches,
der mit Unterstützung der NATO-Staaten
stattfand, im September 1980 in der Türkei
verhaftet und in den 9 Jahren seiner Haft
schwer gefoltert. Nach seiner Haftentlas-
sung wurde er weiter verfolgt, flüchtete und
stellte in der BRD einen Asylantrag. Auf
Grund der Folter leidet er unter paranoi-
den Angstzuständen und war bis zu seiner
Festnahme 2007 in ärztlicher Behandlung. 
Faruk soll als Führungsmitglied der marxi-
stisch-leninistischen Revolutionären Volks-
befreiungspartei-Front (DHKP-C) aus dem
Exil heraus führend bei einzelnen Aktionen
der Organisation in der Türkei beteiligt ge-
wesen sein - bis hin zu einem „Mordantrag“
in der Türkei. Bezeugt wurde das von einem
Verräter und somit Kronzeugen, sowie un-
ter Folter erpressten  Aussagen in der Tür-
kei. Für die Bundesanwaltschaft und den
Staatsschutzsenat ist das natürlich kein Pro-
blem, diese „Früchte vom verboten Baum“
zu verwenden.
Gründe für das Urteil   
Im Laufe des Verfahrens wurde der §129b
gegen Faruk fallen gelassen.  Der §129b
„Mitgliedschaft in einer terroristischen Ver-
einigung im Ausland“  ist der Zwillingspara-
graf des §129a. Politische Verfahren werden
von bestimmten Sondergerichten geführt,
die zum ersten Mal eingesetzt wurden im
Stammheimer Verfahren vor 36 Jahren ge-
gen die Gefangenen aus der RAF, Andreas
Baader, Jan-Carl Raspe, Gudrun Ensslin und
Ulrike Meinhof.
Neben der 1974 erfolgten Einschränkung
des Erklärungsrechts des Gefangenen in
der Hauptverhandlung wurde auch das
Recht von Verteidiger/innen, Erklärungen
abzugeben, beschnitten. (Justiz-)kritische
Äußerungen wurden mit Ehrengerichtsver-
fahren beantwortet. So wird dann auch eine
politische Prozessführung permanent
unterdrückt, die RAF gilt als "terroristische

Vereinigung". Als "Terroristen“ werden viele
GegnerInnen des Staates definiert. Zu-
nächst richtet sich dieser Vorwurf nur ge-
gen die RAF, weil - wie die Bundesregierung
ganz offen sagt - die RAF so besser als
Gruppe verfolgt werden kann, ohne einen
EinzeltäterInnen-nachweis erbringen zu
müssen.  Weiterhin sind diese Staatsschutz-
gerichte mit besonders ausgewählten und
geschulten Richtern ausgestattet, die Ver-
teidigung wird generell benachteiligt, wie z.
B durch vorenthaltene Akten, Einschüchte-
rung und Behinderung der Öffentlichkeit
durch drakonische Kontrollen und die Pro-
zesse werden auf Kosten des Lebens von
schwerkranken Gefangenen wie z.B von
Mustafa Atalay geführt.
Der Begriff von „Skandalurteil“ greift hier
zu kurz, denn das alles ist Ausdruck der Sy-
stematik der Klassenjustiz.   
Die Türkei ist ein wichtiger Partner für das
expansive Nato-Bündnis. Die meisten Waf-
fen werden übrigens von der BRD nach
dort exportiert, was auch zeigt, dass die
BRD deswegen auch ein eigenes vitales
Interesse hat, ihrer Bündnispartnerin dort
und hier den Rücken frei zu halten. Von
2000 - 2007 wehrten sich tausende türki-
sche und kurdische Gefangene im Hunger-
streiks gegen die Folter "made in Stamm-
heim“. Über 120 Gefangene in diversen
anatolischen Knästen kamen dabei ums Le-
ben.  Schon während des Hungerstreiks
verlangte die Türkei von ihren Verbündeten
das Verbot der Öffentlichkeitsarbeit von lin-
ken anatolischen Kräften in Europa. Die
Folge waren die Razzien und Festnahmen
2004 von linken türkische Strukturen in di-
versen Ländern Europas. Wie das exempla-
risch in der BRD abläuft: der Verfassungs-
schutz Baden-Württembergs "warnt vor
linksradikaler deutsch-türkischer Solida-
rität". Der VS bezog sich auf die Demon-
stration vom 5. 7. 2008 gegen die Krimina-
lisierung des migrantischen Widerstands
und somit gegen die Terrorparagrafen
§129a und 129b.  Prompt gab es wieder 3
Verhaftungen im November 2008 in der
BRD. Das Lebenslänglich für Faruk Ereren
nur auf „den Faschismus in der Türkei“ zu

reduzieren ist verkürzt und erfasst die po-
litische Dimension nicht, denn die Bundes-
regierung hat als stärkste europäische
Macht auch eigene wirtschaftliche, politi-
sche, militärische und strategische Interes-
sen. Die Auslieferung Faruks in die Türkei
ist zwar im Prozess fallengelassen worden,
ist aber immer noch nicht vom Tisch.
Faruk kämpft 
Trotz drakonischer Isolationsmaßnahmen -
Zensur, Besuchsverboten, Post dauerte mo-
natelang, Umschluß mit einem Gefangenen
wurde ihm trotz Zusage nicht immer ge-
währt - lehnte er einen Deal mit dem Ge-
richt ab: bei einem Geständnis, „nur 3 Jahre
und 9 Monate oder 4 Jahre und 6 Monate“.
Faruk meinte dazu sinngemäß, was er nicht
gemacht hat, hat er auch nicht zu gestehen
und erklärt in seiner Abschlusserklärung:
„Abgesehen davon hat kein Urteil gegenü-
ber der Geschichte Gültigkeit. Bis heute
habe ich für UNABHÄNGIGKEIT, DEMO-
KRATIE UND SOZIALISMUS gekämpft,....
der meine Lebensgrundlage ist....“
Auch hat er sich zu vielen Ereignissen, trotz
seiner fehlenden Deutschkenntnisse, soli-
darisch verhalten: sei es zum 18. März, dem
„Tag für die Freiheit der politischen Gefan-
genen“ oder zum Verfahren gegen das „Ge-
fangenen Info“. 
Solidarität wurde kriminalisiert
Gegen Medien , die den Prozess kritisch
verfolgten, wie die Internetseite „Scharf-
links“ und das „Gefangenen Info“ wurden
Verfahren eingeleitet, die aber mit Frei-
spruch endeten. ProzessbeobachterInnen,
die ihn grüßten, wurden im Gericht ver-
prügelt und zu Bußgeld von 100 Euro ver-
urteilt. 
Ausblick
Als "Terroristen“ werden viele  GegnerIn-
nen  des Staates definiert. Was „Terro-
rismus“ ist, ist immer eine Machtfrage und
wird zur Zeit noch von der herrschenden
Klasse bestimmt. Wir werden aber weiter-
hin Position gegen die Herrschenden be-
ziehen, die nach unserer Meinung die wah-
ren Terroristen sind!

Netzwerk Freiheit für alle politischen 
Gefangenen, Hamburg
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kritisierten moralischen Überlegenheit und
den selben Hegemonieansprüchen prokla-
miert wird, existiert für uns schlicht nicht.
Selbstbestimmtheit ist für uns kein Label
unter dem mensch seine/ihre
Anhänger_innenschaft schart, die dann dem
wahren autonomen Masterplan folgt.

Viele im Text benannte Kritikpunkte an der
IL teilen wir. Gerade am legalistischen Prin-
zip des zivilen Ungehorsams und der damit
einhergehenden Selbstentwaffnung. Auch
nicht widersprechen wollen wir dem Vor-
wurf der Kader- und Machtpolitik, die eine
Bündnisarbeit mit dieser Organisation  aus
anarchistischer Sicht nur schwer erträglich
macht und in der selbstbestimmte Politik-
ansätze leicht absorbiert bzw. unsichtbar
gemacht werden. Aus diesen und anderen
Gründen haben wir als autonomer Zu-
sammenhang die Konsequenz gezogen
2011 nicht (wieder) Schottern zu gehen,
andere Zusammehänge zogen andere Kon-
sequenzen und suchen weiter die direkte

Auseinandersetzung im Bündnis – auch
diese Gruppen sind unserem Verständnis
nach autonom.
Die Gleichsetzung der Kampagne Castor
Schottern mit dem postautonomen Projekt
der Interventionistischen Linken (und  auch
die fressen keine kleinen Kinder), empfin-
den wir als reichlich undifferenziert und
führt unseres Erachtens nicht nur in der
Analyse zu falschen Ergebnissen, sondern
schwächt vor Allem die verbliebenen auto-
nomen und militanten Positionen innerhalb
des Schotter Bündnisses, sowie die Hand-
lungsspielräume der eigenen Mobilisierung.
Oder um noch deutlicher zu werden: Wir
verstehen uns als militante Atomkraftgeg-
ner_innen, von militanten Schottergegnern,
wie sie im Text erwähnt werden, haben wir
bislang noch nie etwas gehört und können
uns auch nicht so richtig etwas darunter
vorstellen. Wir können nur hoffen, dass ei-
nige Zusammenhänge – 2 Monate vorm
nächsten Castortrans-port – bereits etwas
weiter mit ihren Aktionsvorbereitungen

und Gedanken zur politischen Vermitt-
lung/Wahrnehmbarkeit der Kampagne fort-
geschritten sind, als sich fürs Nichtschot-
tern entschieden zu haben und für diese
neuartige, revolutionäre Aktionsform die
Werbetrommel zu rühren.
Der politische Erfolg, die Räume des
Widerstands einmal mehr um selbstbe-
stimmte (auch militante) Aktionen zu er-
weitern, wird sich mit Sicherheit nicht
daran messen lassen, wie sehr es gelungen
ist, eine Kampagne zu torpedieren die die-
sen Anspruch vielleicht so nicht hat.

Wir werden uns vom Schottern genauso
wenig distanzieren/ entsolidarisieren, wie
von Brandanschlägen auf die Berliner S-
Bahn, Sitzblockaden vorm Zwischenlager
oder einem angeko-kelten Räumpanzer in
der Göhrde.

Castortransporte unmöglich machen auf
allen Ebenen.

Antwort 2

Liebe Freundinnen 
und Freunde,

wir haben uns im vergangenen Jahr - trotz
mancher Vorbehalte und Kritik - am Schot-
tern beteiligt. Wir waren beeindruckt, dass
so viele dem Aufruf, die Castorstrecke zu
sabotieren, gefolgt sind. Beeindruckt hat uns
aber vor allem der Mut, mit dem sich viele
der Polizeigewalt widersetzt haben. Uns ist
es wichtig, dies als gemeinsame Erfahrung in
Erinnerung zu rufen.
Festzuhalten bleibt auch, dass die Kam-
pagne Castor Schottern eine seit langem im
Wendland praktizierte Aktionsform popu-
lär gemacht hat. Das ist vor allem denjeni-
gen zu verdanken, die die Kampagne vor-
bereitet haben.

Auch dies gilt es anzuerkennen. Trotzdem
fiel unsere Bilanz im Nachhinein nüchtern
aus, denn der materielle Erfolg, die Bahn-
strecke zwischen Lüneburg und Dannen-
berg nennenswert zu sabotieren, ist ausge-
blieben. Erfolgreich war Castor Schottern
vor allem als öffentliche Kampagne und als
Teil des gesamten Widerstands gegen den
Castortransport 2010 - auch wenn uns die
Strategie, mit der an die Öffentlichkeit ge-
treten wurde, nicht immer gepasst hat. So
hat die Auseinandersetzung um die Schie-
nenstrecke in der Göhrde zum Erfolg der
Sitzblockade von xtausenmalquer beigetra-

gen, die ohne die Treckerblockaden nur halb
so wirksam gewesen wäre. Nicht zu
vergessen der Coup von Greenpeace auf
der Straße. Und so weiter und so fort. Un-
ser "autonomer" Beitrag bestand dem-
gegenüber vor allem darin, dabei gewesen
zu sein, auch wenn einige wenige von uns
bei der Vorbereitung und Durchführung von
Castor Schottern beteiligt waren und es
auch einzelne militante Angriffe auf die In-
frastruktur der Bullen gab. Ihr ahnt, worauf
wir hinaus wollen: Auch wenn wir mit dem
Motto "Les barricades ferment les rues
mais ouvrent la voie" ganz und gar einver-
standen sind und wir manche Kritik der
Autorinnen und Autoren genauso sehen,
wir teilen nicht die Haltung, die aus dem Pa-
pier spricht. Denn bei allem Streit in der Sa-
che, weder Castor Schottern noch die
Interventionistische Linke sind unsere poli-
tischen Gegner. Auch wenn es aufgrund
unterschiedlicher Zielsetzungen immer
wieder zum Streit um die Entwicklung po-
litischer Strategien kommen wird, betrach-
ten wir sie als Genossinnen und Genossen
und sind mit vielen befreundet. Unsere Kri-
tik an Castor Schottern - darauf wurde in
autonomen Diskussionsbeiträgen vielfach
hingewiesen - richtet sich vor allem dage-
gen, dass beim Schottern offensive Gegen-
wehr gegen die Bullen ausgeschlossen
wurde. 
Unseres Erachtens war dies einer der Kar-
dinalfehler der Kampagne 2010. Ein weite-
rer war die Berechenbarkeit unseres Ver-
suchs, in der Göhrde mit Tausenden zum

Zuge zu kommen. Dies ist gehörig geschei-
tert, auch wenn die Gleise auf ein paar Me-
tern unterhöhlt wurden. Aber dies sind tak-
tische Fehler, aus denen wir gemeinsam ler-
nen können. Klar kriegen wir Pickel, wenn
Sprecher der Kampagne im TV von zivilem
Ungehorsam reden und Gewaltfreiheit als
Konsens der Bewegung ausgeben. Das ist
ärgerlich und dumm, weil sie wissen, dass
die Stärke der Anti-Atombewegung ihre
Vielfalt und Unberechenbarkeit ist und dies
nicht zuletzt im Wendland gilt. Wir wissen
um die Schwierigkeiten im Umgang mit der
Presse, teilen die grundsätzliche Medienkri-
tik unserer Freundinnen und Freunde, die
aus dem Papier spricht, jedoch nicht. Sollte
im Herbst der Castor wieder rollen, wer-
den wir wieder dabei sein. Wir werden ver-
suchen, Schiene und Bulleninfrastruktur zu
blockieren. In diesem Sinne halten wir den
Ansatz der "Atomstaat stilllegen"-Kam-
pagne für eine sinnvolle Ausweitung unse-
rer Handlungsmöglichkeiten, aber nicht als
Ersatz zur Sabotage der Schiene. Wir set-
zen auf unberechenbare, offensive und mi-
litante Aktionsformen, wissen aber, dass wir
nur gemeinsam stark sind, und hoffen des-
halb, dass sich wieder viele an den Prote-
sten beteiligen werden.

See you behind the barricades

Einige autonome Aktivistinnen 
und Aktivisten aus dem Westen
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Uns ist bewusst, dass öffentlich hergestellte
Berechenbarkeit und Transparenz auch von
Staatsapparaten genutzt werden können.
Doch gibt es dazu, wenn wir die massen-
hafte Selbstermächtigung wollen, derzeit
keine Alternative. Zugleich hat sich gezeigt,
dass wir für die Staatsmacht in vielen Situ-
ationen trotzdem unkontrollierbar waren.
Wichtig ist uns zweitens die Selbstermäch-
tigung durch die Aktion – und die gegen-
seitige Verstärkung beider Dimensionen
der Selbstermächtigung. Nach unserer
Wahrnehmung hatten viele Aktivist_innen
während und nach der Aktion zu Recht das
Gefühl, handlungsfähig gewesen zu sein,
Agierende/r gewesen zu sein - und nicht
Opfer von Polizeigewalt und staatlicher
Willkür. Viele haben – und sei es nur für ei-
nen Moment – die Erfahrung machen kön-
nen, die eigenen Bedürfnisse und Ziele
nicht länger in die Hände anderer gegeben,
sondern gemeinsam und solidarisch ge-
kämpft zu haben. Mit diesen Erfahrungen
erobern wir kollektive Handlungsfähigkeit
zurück und brechen gemeinsam aus Ohn-
macht und Vereinzelung aus.

Radikalisierung? Radikalisierung!
Im kollektiven Auftreten (Selbstschutz,
praktiziertes Recht auf Anonymität) wie im
Niveau der Konfrontation hat die Kam-
pagne Schottern radikalisiert, was hier in
der letzten Dekade an Massenaktionen
möglich war. Ihr Erfolg erinnert an den der
italienischen Tute Bianche, die in den 90er
Jahren das Konzept des geschützten zivilen
Ungehorsams entwickelt haben. Auch sie
haben im gemeinsamen Handeln mit vielen
anderen Neues gewagt und gelernt, dass
man vor der Polizei nicht immer weg ren-
nen muss, dass es mit den nötigen Vorkeh-
rungen sogar möglich ist, prügelnden Poli-
zisten (und sei es zeitweilig) standzuhalten.
Wir haben uns verloren geglaubtes Terrain
wiederangeeignet. Unsere Hoffnung, dass
diese Erfahrung mittel- und langfristig auf
andere Aktionen und andere Akteur_innen
ausstrahlt, haben sich schon während der
Dresdner Anti-Nazi-Blockaden des Februar
2011 bestätigt: der Spirit ist angekommen.
Die Sperrung einer Straße durch Polizei-
ketten bedeutet eben nicht jedem Fall, dass
wir nicht genau da lang gehen können.
Natürlich ist das Konfrontationsniveau der
Aktion nur ein Aspekt der umfassenden
Radikalisierung, die wir wollen. Unser Ziel
ist vielmehr eine radikale Linke, die den
Prozess der Transformation immer auch
am demokratischen Potenzial der Bewe-
gung Vieler, letztlich von Mehrheiten misst
und deshalb immer auch auf Massenradika-
lität setzt.
Daraus ergibt sich für uns die Notwendig-

keit, für tausende, für zehntausende Men-
schen ein partizipatives Angebot selbstbe-
stimmten gemeinsamen Handelns zu schaf-
fen. Daraus resultiert dann u.a. die Not-
wendigkeit zu verlässlichen Vereinbarungen,
zu Transparenz, zur Bereitstellung von In-
frastruktur vor und während der Aktion, zu
einer Vielzahl von Aktionstrainings und In-
formationsveranstaltungen und damit zum
dazu erforderlichen Organisationsgrad.
Besonders herausheben wollen wir in die-
sem Kontext die Pressearbeit von Castor
Schottern, der es gelungen ist, illegalen Ak-
tionen und Massenmilitanz eine breite Ak-
zeptanz zu schaffen. Dabei haben wir mit
den sog. „embedded journalists“ in der
Göhrde überwiegend positive Erfahrungen
gesammelt. Natürlich sind wir uns bewusst,
dass eine derart erfolgreiche Pressearbeit
immer ein Stück weit nach den Regeln der
Medien gespielt werden muss und damit
problematische Formen von Repräsenta-
tion reproduziert. Doch nimmt, wer glaubt,
dass so etwas „herrschaftsfrei“ möglich sei,
die eigene Analyse der Massenmedien ka-
pitalistischer Herrschaft nicht ernst. Wir
selbst können im Vergleich zu Heiligen-
damm auf eigene Fortschritte verweisen
und halten gegen bestimmte Gerüchte aus-
drücklich fest, dass es von unserer Seite im
Castor-Zusammenhang keine Distanzie-
rung von militanten Aktionen gegeben hat,
auch nicht zu denen gegen die Berliner S-
Bahn.
Punktuelle Infragestellungen der Legitimität
des staatlichen Handelns und des Gewalt-
monopols des Atomstaats gab es im Wend-
land auch früher schon. Das Neue der
Kampagne Schottern war, dies vorab öf-
fentlich propagiert und deshalb auch ge-
meinsam und massenhaft umgesetzt zu ha-
ben. Hier liegt ein wesentlicher Unter-
schied zu klandestinen Kleingruppenkon-
zepten, die nach ihren Möglichkeiten sinn-
voll bleiben: Wir wollen, dass unsere Aktio-
nen, ihr Sinn und ihre Aussagen die Men-
schen erreichen, emotional und rational
nachvollzogen und deshalb als legitim ver-
standen werden können. Eine radikale
Linke, die ihre Ziele und Aktionen auf län-
gere Sicht nicht öffentlich legitimieren
kann, wird nicht zur Gegenmacht werden,
geschweige denn das Tor zu einer emanzi-
patorischen Gesellschaft aufstoßen.

Über Massenmilitanz, Sabotage und
Zivilen Ungehorsam
Die Verwendung des Begriffs „Ziviler Un-
gehorsam“ im Zusammenhang mit den Ak-
tionen der Kampagne Castor Schottern ist
auf Kritik gestoßen, auch in der IL nicht un-
umstritten und sicher kein universaler Be-
zugspunkt. Wir denken dennoch, dass der

Begriff sinnvoll ist, sofern er der radikalen
Linken besonders dort Anschlüsse öffnet,
wo regelüberschreitender Protest im Prin-
zip bereits anerkannt ist. Der von uns seit
der Mobilisierung zu Heiligendamm 2007
und jetzt auch in der Kampagne Schottern
benutzte Begriff ist nicht an sich reformi-
stisch, liberal oder gar reaktionär: Ent-
scheidend ist vielmehr, mit welcher Bedeu-
tung, also mit welcher Praxis wir ihn füllen.
So gelten in vielen europäischen Ländern
massive Formen der Sachbeschädigung mi-
litärischer Einrichtungen und Waffen als Zi-
viler Ungehorsam. Die Schottern-Kam-
pagne hat den Begriff aus seiner passiven
Engführung („nur Hinsetzen ist Ziviler Un-
gehorsam“) gelöst und auf eine massenmi-
litante Aktion beziehen können, die öffent-
lich zur Sabotage atomarer Infrastruktur
aufgerufen und dies auch getan hat. Im
Übrigen scheint uns die Auseinanderset-
zung um den Begriff generationsbedingt zu
sein: Der Begriff meint seit Heiligendamm
nicht mehr dasselbe wie in den Protesten
etwa gegen die Raketenstationierungen der
1980er Jahre, von denen sich der Militanz-
begriff der autonomen Strömung abzuset-
zen suchte.

Von der Notwendigkeit, andere Ak-
teur innen einzubeziehen.
In der Debatte um die Kampagne Castor
Schottern war die Beteiligung weiterer Ak-
teur_innen eine zentrale Frage. Für uns
war und ist die Breite und Vielfalt des
Wendland-Widerstandes und die große
Solidarität der anderen Teile der Anti-
Atom-Bewegung eine notwendige Bedin-
gung für den qualitativen Sprung in den Ak-
tionsformen. Essenziell war auch die breite
Unterstützung, insbesondere die Puffer-
funktion, die vor allem durch Abgeordnete
der Linkspartei NRW geleistet wurde: Sie
waren ein Schild gegen die staatliche Re-
pression, den wir - weiterhin offensiv in der
Öffentlichkeit agierend - benötigten. Dass
es der Kampagne Castor Schottern gelin-
gen würde, sich breit zu öffnen und über
den linksradikalen Kreis hinaus zu wirken,
war nicht von vorne herein ausgemacht
und hat viel Arbeit und Nerven gekostet.
Wir erinnern uns noch sehr gut daran, dass
wie vielen Beteiligten auch uns die Angst im
Nacken saß, es würde schon im Vorfeld zu
einer breit angelegten Repression kom-
men: es sah, wir räumen das ein, eine Zeit
lang eher nach Schlottern statt nach Schot-
tern aus.
Dem bündnispolitischen Kompromiss, der
z.B. der Grünen Jugend (GJ) die Unterstüt-
zung unserer Kampagne untersagte, re-
spektieren wir, auch wenn wir ihn erst nach
langem (weiter fortdauernden) internen






